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ines der großen Projekte der Regierung – man 
könnte auch sagen der Sozialdemokratie – ist eine 
große Bildungsreform. Vordergründig war es das 
Erfordernis der Zweidrittelmehrheit, das es schwer 

gemacht hat, nennenswerte Reformen durchzusetzen.  Tat-
sächlich fehlte aber auch in den Jahren der Ministerschaft 
Gehrer’s jeder Impuls zu größeren Reformen. Wir haben 
Bernd Schilcher, den von Ministerin Claudia Schmied ein-
gesetzten Vorsitzenden der Schulreformkommission gebeten, 
die wesentlichen Ansätze der Schulreform zu beschreiben. 
Schilcher, ein ausgewiesenes Mitglied der ÖVP, der stets refor-
merisch engagiert war, zeigt auch, wie seltsam verschlungen 
die Wege des Konsens und des Dissens in der Schulpolitik in 
Österreich in den letzten mehr als hundert Jahren gewesen 
sind. 

Gero Neugebauer und Ludwig Dvorak werfen jeweils 
einen Blick über die Grenzen: Neugebauer analysiert die Mi-
lieus der Anhänger der deutschen  »Linken« und zeigt 
sowohl erstaunliche Überschneidungen mit den Milieus der 
Freiheitlichen in Österreich, als auch deutliche Unterschie-
de. Gemeinsam ist ihnen die unglaubliche Verschiedenartig-
keit ihrer Anhänger und die Herausforderung diese Grätsche 
täglich zu bewältigen. Und Ludwig Dvorak wirft in seinem 
Beitrag Rule Britannia einen Blick auf die Situation der La-
bour Party nach dem Desaster bei den Kommunalwahlen und 
analysiert die Ursachen dieses Desasters. Ich fürchte, davon lie-
ße sich lernen – auch für Österreich.  

Aus Anlass des Gedenkjahres 2008 und der aus diesem An-
lass veranstalteten Ausstellung  »unSICHTBAR« befasst sich 
einer ihrer Mitgestalter, Klaus Kienesberger, mit der Konst-
ruktion von Geschichte als Produkt der jeweiligen Gegenwart 
am besonders schwer ausstellbaren Thema  »Widerstand«. 
Spannende Überlegungen.

Helga Hieden-Sommer stellt fest, dass die Ausgestal-
tung des Steuersystems die eigenständige Existenzsi-
cherung von Frauen beeinflusst und leistet damit einen 
weiteren Beitrag zur geistigen und politischen Vorbereitung 
der Steuerreform. 

Peter Rosners Schlusswort rundet wie in den üblich das 
Heft ab.

Bei der  Bildstrecke zollt in diesem Monat auch die ZU-
KUNFT dem Fußball seinen Tribut. Entnommen sind diese 
Fotos vergangener, ruhmreicherer Tage des österreichischen, 
des Wiener Fußballs einer Dokumentation des Vereins für 
Geschichte der Arbeiterbewegung. An Hand elf Biographien 
– etwa von Sindelar, dem »Papierenen« oder von Pepi Uri-
dil, dem »Tank« – wird die Geschichte des Wiener Fußballs, 
der hohen Wiener Fußballschule, gezeigt. Alle, die über den 
Wiener Fußball mehr wissen wollen, sei diese Dokumentati-
on sehr empfohlen. Beziehen kann man die Dokumentation 
beim Verein für Geschichte der Arbeiterbewegung zum Preis 
von 4,- Euro plus Porto: office@vga.at

Wir wünschen Vergnügen beim Lesen – und beim Schauen!
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ie besondere Bedeutung der politischen Situation in 
Großbritannien für die Politik in Europa insgesamt 
hat sich in den vergangenen Jahrzehnten wieder-
holt gezeigt: Hatte zu Kriegsende 1945 der  »Be-

veridge Report« den Weg zu einem modernen Wohlfahrtsstaat 
mit Vollbeschäftigungspolitik  unter fordistischen Bedingun-
gen markiert, gilt bis heute der Wahlsieg Margret Thatchers 
im Jahr 1979 als Beginn des Siegeszuges eines aggressiv gegen 
die ArbeitnehmerInnen und ihre Organisationen gerichteten 
Neoliberalismus. Arbeitslosigkeit, Privatisierung und Sozialab-
bau waren spürbare Ergebnisse dieser Politik. 

Nicht zuletzt bot aber auch der Amtsantritt der Regierung 
Blair 1997 für viele führende SozialdemokratInnen Europas 
Gelegenheit, am  »Dritten Weg« als Projekt einer erfolgrei-
chen  »Modernisierung« sozialdemokratischer Parteien Maß 
zu nehmen. Die Regierungspolitik von Tony Blairs und Gor-
don Browns New Labour und deren gegenwärtiger Zustand 
verdienen gerade unter diesem Aspekt eine eingehende Ana-
lyse ihrer vielschichtigen Ergebnisse und Auswirkungen. 

EINE EMPFINDLICHE SCHLAPPE

Die Kommunalwahlen, die am 1. Mai 2008 in großen Tei-
len Englands stattfanden, hatten eine durchaus überregionale 
Bedeutung. Sie waren ein Stimmungstest für die Regierung 
von Premierminister Gordon Brown, der im Sommer vergan-
genen Jahres die Nachfolge seines langjährigen Weggefährten 
und Rivalen Tony Blair angetreten hatte. Blairs Ablöse durch 
seinen bisherigen Schatzkanzler (Finanzminister) Gordon 

Brown war entscheidend beschleunigt worden, nachdem rund 
um den Jahreswechsel 2006/2007 zunächst eine Runde von 
Kommunalwahlen verloren gegangen und Labour bei den 
Parlamentswahlen in ihrer Hochburg Schottland in die Oppo-
sition verwiesen worden war. 

Die Hoffnung, mit dem Führungswechsel aus dem chroni-
schen Umfragetief herauszukommen, wurde durch das Wahl-
ergebnis vom 1. Mai empfindlich gestört. Die Labour Party 
erhielt mit landesweit 24 Prozent das prozentuell schlechtes-
te Resultat ihrer Geschichte seit Einführung des allgemeinen 
Männerwahlrechts 1918. 

Nun haben Wahlniederlagen bei Lokal- und Regionalwah-
len für britische Regierungsparteien durchaus eine gewisse 
Tradition. Diese Urnengänge werden von vielen WählerInnen 
bewusst genutzt, um  »Warnungen« an die Politik in West-
minster auszusprechen. Außergewöhnlich ist bei diesem Wahl-
durchgang also weniger die Niederlage an sich, sondern das 
Ausmaß der Demütigung einerseits und das gute Abschneiden 
der Tories andererseits. 

Hatten bei den vergangenen Labour-Niederlagen in 
jüngster Zeit die Liberaldemokraten außergewöhnlich pro-
fitiert – was aufgrund des britischen Mehrheitswahlrechts 
wahlarithmetisch keine besondere Bedrohung darstellte 
–  triumphierten diesmal die Konservativen  landesweit mit 
44 Prozent. Sie konnten auch erstmals seit Jahrzehnten eine 
Mehrheit in der Londoner Stadtverwaltung erreichen und den 
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Rule Britannia!
LABOUR PARTY Bei den Kommunalwahlen in London und großen Teilen Englands am 1. Mai erzielte die britische Labour 
Party ihr prozentuell schlechtestes Ergebnis seit Einführung des allgemeinen Männerwahlrechts im Jahre 1918. Wäh-
rend britische ZeitungskommentatorInnen schwanken, ob dies eine Mahnung der WählerInnen für Premierminister Gordon 
Brown, eine Abstrafung seines Vorgängers Tony Blair oder der Anfang vom Ende der Labour-Regierung ist, lohnt der aktu-
elle Anlass einen näheren Blick auf den Zustand der britischen Labour Party zu werfen
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bisher amtierenden Bürgermeister Ken Livingstone ablösen. 
Damit wurden die in den vergangenen Monaten erneut deut-
lich verschlechterten Labour-Umfragewerte untermauert, die 
erstmals seit 1997 einen deutlichen Sieg der Konservativen bei 
den nächsten Parlamentswahlen möglich erscheinen lassen. 

LABOUR IN DER KRISE

Für das Verständnis der gegenwärtigen Krise der Labour-
Regierung scheint es von besonderer Bedeutung zu sein, dass  
die sich anbahnende Niederlage durchaus keine  »plötzliche« 
Entwicklung darstellt. Alle Erklärungen, die bei einer angeb-
lich mangelnden Entschlussfreudigkeit und Kommunikations-
fähigkeit von  »grunty Gordon« ansetzen, blenden aus, dass sich 
eine Krise der Labour Party seit Jahren anbahnt. 

Bereits bei den Unterhauswahlen 2001 war die Wahlbe-
teiligung auf unter 60 Prozent gesunken und bei den Wah-
len 2005 konnte nur die historische Dimension dieses dritten 
Wahlsiegs in Folge – noch nie konnte sich Labour drei Perio-
den in Folge an der Macht halten - darüber hinwegtäuschen, 
dass die Ergebnisse durchwegs ernüchternd waren: Ein Verlust 
von sechs Prozentpunkten und landesweit 35,1 Prozent der 
Stimmen reichten nur dank des britischen Mehrheitswahl-
rechts und der notorischen Schwäche der oppositionellen 
Konservativen für eine stabile Mehrheit an Sitzen im Unter-
haus, der entscheidenden Kammer des britischen Parlaments. 

Entscheidend war aber, dass eine wachsende Unzufrieden-
heit der StammwählerInnen von Labour keineswegs zu einer 
Rehabilitierung der Konservativen und ihrer Politik der sozi-
alen Devastierung vor 1997 geführt hatte. Bei keiner Unter-
hauswahl seit 1992 konnten die Tories auch nur ein Drittel 
der abgegebenen Stimmen auf sich vereinen, ein Ausdruck der 
bis zur Verachtung gehenden Ablehnung breiter WählerInnen-
schichten gegenüber der – dem eigenen Selbstverständnis nach 
– »natürlichen Regierungspartei« und ihrem thatcheristischen 
Erbe. Dass diese Konservative Partei nun aus ihrer Dauerkrise 

herauszufinden droht, ist also weniger ihr selbst oder der Lau-
nenhaftigkeit der britischen WählerInnen zuzuschreiben, son-
dern ist in erster Linie aus der Labour-Politik der vergangenen 
elf Jahre zu erklären.

NEW LABOUR – NEW BRITAIN?

Tony Blair übernahm nach einem Erdrutschsieg bei den Un-
terhauswahlen 1997 die Regierung eines Landes, das sich 
in 18 Jahren konservativer Herrschaft tiefgreifend verändert 
hatte. Massenarbeitslosigkeit, Privatisierung und eine radika-
le Anti-Gewerkschafts-Gesetzgebung hatten  die Macht der 
traditionell starken Gewerkschaften gebrochen, die fast die 
Hälfte ihrer Mitglieder verloren hatten. Arbeits- und Sozialge-
setzgebung waren verschlechtert worden und die in staatlicher 
Hand verbliebenen Bildungs- und Gesundheitssysteme litten 
an einer chronischen Unterfinanzierung. 

Aber nicht nur das Land, auch die Labour Party hatten 
sich verändert: Schon seit der Wahlniederlage 1983 suchten 
die Parteiführer Neil Kinnock und John Smith den Weg zu-
rück zur  »Wählbarkeit« in der Lossagung von traditionellen 
Forderungen der Labour-Linken und der Annäherung an die 
politische Mitte. Das zweimalige Scheitern Kinnocks bei den 
Unterhauswahlen 1987 und 1992 bestärkte Tony Blair, der 
1993 nach dem überraschenden Tod von John Smith die Par-
teiführung übernommen hatte, darin, den Wandel der Labour 
Party in Richtung Mitte noch einschneidender zu gestalten. 
New Labour wurde das Label für sein Projekt, die Labour Par-
ty als Partei  »jenseits von links und rechts« zu positionieren. 

New Labour trat 1997 als eine Partei an, die für ihre von 
der konservativen Politik schwer getroffenen Stammwähle-
rInnen die einzige Hoffnung auf soziale Verbesserungen war, 
bisherigen Konservativen aber jede Angst nehmen sollte, dass 
es grundlegende Richtungsänderungen in der Wirtschafts-
politik geben würde. Gordon Brown kündigte als Schatten-
Schatzkanzler an, nach einem Wahlsieg von den konservativen 
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Finanzplanungen für die nächsten zwei Budgetjahre nicht ab-
zuweichen. 

Eine Re-Verstaatlichung der Eisenbahnen, die von den 
Tories in den letzten Monaten vor dem sich anbahnenden 
Regierungswechsel in Panikverkäufen privatisiert worden 
war, wurde ebenso ausgeschlossen wie die Rücknahme der 
thatcheristischen Gewerkschaftsgesetzgebung. Zentrale Ver-
sprechen für soziale Verbesserungen stellten ein gesetzlicher 
Mindestlohn und die Sanierung des maroden Bildungs- und 
Sozialsystems dar. 

Das genügte, um die in ihrer letzten Regierungsperiode 
nur noch verhassten Konservativen bei den Wahlen 1997 un-
ter dem Slogan  »New Labour – New Britain« hinwegzufegen. 
Nicht nur Blairs telegenes Auftreten und die Sicherheit eines 
nicht allzu großen Wandels, sondern vor allem auch die Un-
zufriedenheit mit der fehlenden Qualität öffentlicher Dienst-
leistungen und eine schwere Finanzkrise Mitte der 90er Jahre 
hatte die Mittelschichten New Labour in die Arme getrieben. 

KRITIK AN  NEW LABOUR

Von Anfang an hatte dieses  »Minimalprogramm«  für Kritik 
innerhalb der akademischen Linken gesorgt. Der alles überra-
gende Wunsch nach einer Ablöse der Konservativen war aber 
von Blair erfolgreich als Disziplinierungsmittel sowohl gegen-
über der Parteilinken, als auch gegenüber den Gewerkschaften 
eingesetzt worden, die weitgehend widerspruchslos den pro-
grammatischen Wandel und die eigene innerparteiliche Ent-
machtung akzeptierten, um nur ja den Machtwechsel 1997 
nicht zu gefährden. 

Die rasche Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns ei-
nerseits und die Verfassungsreform andererseits, die Schottland, 
Wales und Nordirland unterschiedlich weit gehende Autono-
mierechte einräumte und das britische Oberhaus entmachte-
te, stellten auch durchaus herzeigbare Ergebnisse unmittelbar 

nach dem Machtwechsel dar. Gleichzeitig aber verhinderte 
die Zusage, den Finanzrahmen der Konservativen auch in den 
ersten Labour-Regierungsjahren einzuhalten, die tatsächliche 
Verbesserung der öffentlichen Dienste. 

Im Mittelpunkt von Labours Arbeits- und Sozialgesetzge-
bung stand neoliberale Rhetorik von der dringend notwendi-
gen Flexibilität des Arbeitsmarkts. Thatchers Gewerkschaftsge-
setzgebung blieb nahezu vollständig erhalten. Den Leistungen 
des Sozialstaats sollten vermehrt  »Pflichten gegenüber der 
Gemeinschaft« gegenübergestellt werden. Und schließlich 
schaltete Blairs Regierung schon vor dem 11. September 2001 
auf einen rigiden Law-and-order-Kurs, der trotz einer neu 
eingeführten Anti-Diskriminierungsgesetzgebung keine Miss-
verständnisse über einen womöglich zu gesellschaftsliberalen 
Kurs aufkommen ließ.    

Als Schatzkanzler Gordon Brown 1999/2000 endlich be-
gann, deutlich erhöhte Mittel in das Gesundheits- und Bil-
dungssystem zu pumpen, war das auch eine Reaktion auf die 
wachsende Ungeduld vieler WählerInnen – vor allem auch der 
Mittelschichten – endlich merkbare Erfolge  sehen zu wollen. 
Die Skepsis der New Labour-Strategen gegenüber jeder Maß-
nahme, die auch nur im entferntesten an Old Labour erinnern 
konnte, zeigte sich aber darin, dass diese zusätzlichen Mittel 
mit einer tiefgreifenden Reform der öffentlichen Dienste 
verknüpft werden sollten. Die angeblich positiven Kräfte des 
Marktes sollten genutzt werden, um öffentliche Ausgaben  »ef-
fizienter« zu machen. 

Die Distanz der Regierung gegenüber traditioneller Old 
Labour-Politik folgte dabei keineswegs primär wahltaktischen 
Überlegungen, sondern entpuppte sich immer mehr als Aus-
druck einer sich verfestigenden ideologischen Konzeption. 
Das zeigte sich auch  bei den vorgezogenen Unterhauswah-
len 2001. Obwohl die konservative Bahnprivatisierung zu 
steigenden Preisen und Qualitätsverlusten geführt und eine 

RULE BRITANNIA! VON LUDWIG DVORAK
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Reihe schwerer Zugunglücke den desaströsen Verfall des Stre-
ckennetzes aufgezeigt hatte, weigerte sich die Regierung die 
hochpopuläre Wiederverstaatlichung der Eisenbahnnetze in 
das Labour-Wahlprogramm aufzunehmen. Erst als  »Railtrack« 
2002 schließlich in den unvermeidlichen Konkurs schlitter-
te, übernahm die Regierung einigermaßen widerwillig die 
Zwangsverwaltung der Eisenbahnnetze.  

EIN UNTERSCHÄTZTER UMVERTEILER?

Während die linke Kritik an New Labours Regierungspolitik 
im Kern seit 1997 die gleiche geblieben ist – Blair habe die 
konservative Politik mit gewissen Abstrichen einfach fortge-
führt – und durch die Beteiligung am Irak-Krieg nur durch 
eine zusätzliche Komponente ergänzt worden ist, erfreut sich 
Tony Blair in jüngster Zeit vor allem auch im deutschen 
Sprachraum einer wachsenden Zahl von linken  »Verteidige-
rInnen«. 

Bei aller berechtigten Kritik am Irak-Krieg, an seiner oft-
mals neoliberal anmutenden Rhetorik und der Einschränkung 
von BürgerInnenrechten durch die drakonischen Sicherheits-
gesetze nach dem 11. September 2001, dürfe zweierlei nicht 
übersehen werden: Zum einen sei die historisch einmalig lan-
ge Dauer seiner Regierungszeit eine Leistung für sich, zum 
anderen habe vor allem die zweite Regierungsperiode einen 
vielfach unbemerkten politischen Umschwung gebracht, auch 
wenn sich das vielleicht in der Rhetorik nicht bemerkbar ge-
macht habe. 

Tatsächlich sind einige Zahlen geeignet, diese These zu stützen. 
Die Ausgaben für das Gesundheitssystem NHS (National He-
alth Service) haben sich unter Blairs Regierung auf 100 Mrd. 
Pfund fast verdoppelt, was auch nach Abzug der Preissteige-
rungen einen beachtlichen Budgetanstieg bedeutet. Ähnlich 
ist das Bild an Großbritanniens Schulen: Auch hier hat ein 
umfassendes Neubauprogramm und die Neuanstellung zehn-
tausender LehrerInnen stattgefunden. 

Auch ein Blick auf die Einkommensverteilung scheint 
die These zu stützen: Die massive Umverteilung der That-
cher-Jahre von Unten nach Oben scheint gestoppt zu sein. 
Die jährlichen Einkommenszuwächse zwischen 1996/97 und 
2005/2006 waren im obersten Einkommensfünftel mit zwei 
Prozent knapp niedriger als im untersten Einkommensfünf-
tel mit 2,2 Prozent und wiesen auch sonst eine einigerma-
ßen gleichmäßige Verteilung rund um den Mittelwert von 2,3 
Prozent auf.

Was ein Blick auf diese Zahl allerdings auch zeigt ist, dass 
der Trend zur verstärkten Ungleichverteilung der Thatcher-
Jahre zwar gestoppt, aber nicht umgekehrt wurde.  Die ganz 
radikale Umverteilung von Einkommen und Vermögen, die 
von den Tories politisch durchgesetzt worden war, blieb trotz 
der deutlichsten parlamentarischen Mehrheit, die Labour je 
hatte, unangetastet. Auch die grundsätzlich erfreulichen Zah-
len des Arbeitsmarktes täuschen durchaus über sehr problema-
tische Entwicklungen hinweg: Zweifellos hat Großbritannien 
im neuen Jahrzehnt mit der Unterschreitung der Ein-Millio-
nen-Grenze bei der Arbeitslosigkeit den besten Wert der letz-
ten 30 Jahre erreicht. 

Gleichzeitig hat die von New Labour kampagnisierte 
Entwicklung zu einer  »kreativen Dienstleistungs- und Wis-
sensgesellschaft«  in der Mehrzahl Jobs im un- oder nieder-
qualifizierten Bereich gebracht. Und rund die Hälfte aller Be-
rufsanfängerInnen ist für ihren Job deutlich überqualifiziert. 
Ein Anfang Mai publizierter Bericht des Gewerkschaftsdach-
verbands TUC deckte zudem auf, dass im flexiblen britischen 
Arbeitsmarkt zwei Millionen ArbeitnehmerInnen – vor allem 
ZeitarbeiterInnen und/oder MigrantInnen – weitgehend 
rechtlos in Arbeitsbedingungen tätig sind, die der TUC mit 
Bedingungen des 19. Jahrhunderts vergleicht

Was all diese Zahlen aber nicht zeigen können, ist die 
Wirkung der bedeutsam erhöhten Mittel für die Qualität und 
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Verfügbarkeit öffentlicher Dienstleistungen und ihre Wahr-
nehmung in der Bevölkerung. Denn obwohl die Zustimmung 
zu deutlich erhöhten Finanzmitteln für öffentliche Dienstleis-
tungen in allen Umfragen sehr hoch ist, zeigen die gleichen 
Umfragen auch, dass die Menschen nicht das Gefühl haben, 
dass diese Mehrausgaben bei ihnen ankommen. Das liegt wohl 
weniger an unprofessioneller Kommunikationsarbeit – ganz 
im Gegenteil ist das überzogene  spin-doctoring  und Jonglieren 
mit Zahlen und Fakten der Regierung zu einem zentralen 
Kritikpunkt der öffentlichen Meinung geworden – als an der 
Art und Weise, wie die zusätzlichen Mittel kanalisiert worden 
sind.

VERMARKTLICHUNG DER GESUNDHEIT

Die bereits beschriebenen Finanznöte zu Beginn der Labour-
Regierung 1997 hatten Schatzkanzler Gordon Brown dazu 
motiviert, das von den Konservativen wegen Erfolglosigkeit 
zurückgestellte Konzept der Private Finance Initiative (PFI) neu 
zu beleben. Private und NPOs sollten ermuntert werden, die 
Errichtung und Betreibung von Krankenhäusern und Schulen 
zu übernehmen und dafür vom Staat langfristig Mieten zu 
kassieren. Die notwendigen Großinvestitionen sollten so das 
Budget nicht unmittelbar in vollem Ausmaß belasten, gleich-
zeitig versprach New Labour eine deutlich erhöhte  »Effizi-
enz«  öffentlicher Ausgaben durch die Beteiligung des privaten 
Sektors.  

Ein verstärkter Wettbewerb zwischen medizinischen Ein-
richtungen im Gesundheitssektor sollte zudem der Garant 
für mehr PatientInnenzufriedenheit sein. Von der Regierung 
vorgegebene  »Gesundheitsziele« sollten zum Markstein für 
Erfolg im Gesundheitssektor werden, der über die Vergabe 
zusätzlicher Mittel belohnt werden,  oder bei Misserfolgen 
durch Budgetkürzungen bestraft werden sollte. Diese von 
New Labours Spin-Doktoren als ultimativen Ausdruck von 
New Labour-Politik verkauften Maßnahmen – ein sozialeres 
Großbritannien durch die Miteinbeziehung der  »positiven 

Marktkräfte« – erweist sich aber als durchaus zweischneidiges 
Schwert: Die langfristigen Kosten der PFI liegen nach mehre-
ren unabhängigen Untersuchungen aufgrund der Profitspan-
nen privater BetreiberInnen und deren nachteiligen Kredit-
verträgen deutlich über denen einer – auch kreditfinanzierten 
– öffentlichen Leistungserfüllung. 

Gleichzeitig haben PFI,  »Gesundheitsziele« und stärkerer 
Wettbewerb zu einer starken Aufblähung des Verwaltungsap-
parates und zu durchaus fragwürdigen Ergebnissen bei der 
Versorgungssicherheit geführt. Zeitungsmeldungen über Bud-
getkürzungen und daraus resultierende Leistungskürzungen in 
sozial depravierten Gebieten, in denen die  »Gesundheitszie-
le« deutlich schwerer zu erreichen sind, gehören ebenso zur 
Tagesordnung wie die Berichte über gravierende Baumängel 
privat errichteter Gesundheitseinrichtungen und gesund-
heitsgefährdende Hygienemängel, weil Betreiber beim Reini-
gungspersonal sparen. 

Politischer Tiefpunkt dieser Politik war die Kampagne des 
neuen konservativen Parteiführers David Cameron, der trotz 
der deutlich erhöhten Gesundheitsausgaben erstmals seit Jah-
ren mit der Parole  »Stop NHS cuts!« ( »Stoppt die Gesund-
heitskürzungen!«) so etwas wie soziales Profil zeigen konnte. 
Ähnliches gilt für das Schulsystem, wo die von der Regierung 
stolz präsentierten Leistungsverbesserungen bei den zentralen 
Schulabschlüssen in einer parlamentarischen Untersuchung 
zumindest teilweise als Ergebnis statistischer Tricks heftig kri-
tisiert wurden und die Regierung sich in einem Dauerkon-
flikt mit der eher linksgerichteten LehrerInnengewerkschaft 
befindet. 

INNERPARTEILICHE SITUATION 

Die politische Strategie von  New Labour geht seit Jahren 
davon aus, dass für ihre traditionellen Kernschichten die To-
ries ohnehin unwählbar seien und daher keiner besonderen 
Rücksichtnahme bedürften. Jetzt, da durch Irak-Krieg und 

RULE BRITANNIA! VON LUDWIG DVORAK
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die wachsende Unzufriedenheit über die Maßnahmen im 
Bereich öffentlicher Dienstleistungen auch die heftiger um-
worbenen  Mittelschichten wegzubrechen drohen,  macht sich 
die Vernachlässigung der eigenen Kerngruppen zunehmend 
schmerzhaft bemerkbar. 

Zwischen 1997 und 2006 hat Labour 220.000 seiner 
400.000 individuellen Mitglieder verloren. Nach einem 
schweren Spendenskandal, der Blairs Abgang als Premiermi-
nister überschattet hatte, bleiben private Spenden an Labour 
aus, was zu massiven finanziellen Engpässen der Partei geführt 
hat. Mehrere kleinere Gewerkschaften – die in Großbritanni-
en die  traditionelle Basis der Partei sind und für einen Teil ih-
rer Mitglieder Beiträge an die Labour Party überweisen – ha-
ben die Partei verlassen und die Zahlungen eingestellt, andere 
haben ihre Zahlungen an die Partei gekürzt. 

Der wachsenden Kritik aus den Gewerkschaften begegnete 
die Regierung mit der Verhandlung des  »Warwick-Abkom-
mens«, in dem den Gewerkschaften in manchen Bereichen 
des Arbeits- und Sozialrechts Entgegenkommen versprochen 
wurde, das bislang nur teilweise von der Regierung erfüllt 
wurde. Das hat die Lage zwar beruhigt und den Druck der 
Gewerkschaften reduziert, hat aber wenig an der grundsätzli-
chen Unzufriedenheit der Gewerkschaften mit der Regierung 
geändert. 

Auf den letzten Gewerkschaftskongressen warnte der Füh-
rer der drittgrößten Gewerkschaft UNISON, Dave Prentis, die 
Regierung, dass sie gerade einen Drink im  »Saloon der letz-
ten Chance« nehme. Sein Kollege Paul Kenny von der zweit-
wichtigsten Gewerkschaft GMB unterstrich zugleich die eher 
resignative Haltung der Gewerkschaften mit seinem geradezu 
flehentlichen Appell in Richtung des neuen Premierministers:  
»Bitte höre auf uns! Ich sage Gordon, bitte folge deinen Ins-
tinkten und nicht den Spin-Doktoren der britischen Industri-
ellenvereinigung.«

Dass Großbritanniens Gewerkschaftsführer, die einst den 
politischen Kurs der Labour Party maßgeblich mitbestimm-
ten, zwischen weinerlichen Appellen an die Vernunft der Re-
gierung  und trotzigen Austrittsgebärden schwanken, hängt 
maßgeblich mit den eigenen Strukturproblemen einerseits 
und der zunehmenden Entdemokratisierung der Partei unter 
Blairs Führung andererseits zusammen, die auch die Gewerk-
schaften innerparteilich entmachtet haben. 

Großbritanniens Gewerkschaften haben sich nach wie vor 
nicht von den Schlägen der konservativen Regierung erholt, 
unter denen sie von 13 Mio. Mitgliedern des Gewerkschafts-
dachverbands TUC auf knapp über 7 Mio. absackten. Heute 
repräsentiert der TUC rund 6,5 Mio. Mitglieder. 

Innerparteilich hatte Blair schon die Zeit vor 1997 ge-
nutzt, um die Position der Gewerkschaften und die Stimmge-
wichtung ihrer Delegierten am Parteitag zu beschränken. Als 
die Regierungsspitze trotzdem bei den jährlichen Parteitagen 
mit unangenehmen Beschlüssen konfrontiert wurde – etwa 
mit der Ablehnung des Irak-Krieges und der marktorientier-
ten Gesundheitspolitik – wurden weitere Beschränkungen am 
Parteitag eingeführt. Maximal vier bis acht Anträge wurden 
zur Abstimmung zugelassen, am letzten Parteitag wurde eine 
Statutenänderung vorgenommen, die Anträge überhaupt an 
das  »Nationale Politikforum« verweist, ein beratendes Gremi-
um der Partei, das keine bindenden Beschlüsse zulässt. 

WEGE AUS DER KRISE?

Für den Kolumnisten des linksliberalen »Guardian«, Seumas 
Milne, scheint die Sache mit der jüngsten Niederlage bei den 
Kommunalwahlen klar zu sein:  »New Labour hat ausgedient. 
Es ist nur mehr die Frage, durch was es ersetzt wird.« In seinen 
Augen ebenso wie in den Augen vieler GewerkschafterIn-
nen und auch MeinungsforscherInnen liegt Browns Problem 
nicht in der plötzlich rasant angesprungenen Zustimmung 
für die Konservativen und ihre Politik, sondern im verbisse-
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nen Festhalten der Labour Party an  New Labour. Der Geist 
der politischen Mäßigung und einer Ideologie  »jenseits von 
links und rechts«, der vor 1997 als einziges sicheres Mittel zur 
Machtübernahme beschworen worden ist, scheint zunehmend 
zum Ballast geworden zu sein, der die Erwartungen der ei-
genen WählerInnen enttäuscht und ein Comeback der Tories 
ermöglicht. 

KURSKORREKTUR?

All den jüngsten Wahlniederlagen zum Trotz scheint Gordon 
Brown nicht gewillt zu sein, eine grundsätzliche Kurskorrek-
tur vorzunehmen. Zwar hat die Regierung in einer Panikre-
aktion kaum zehn Tage nach der Niederlage bei den Kom-
munalwahlen eine Korrektur jener Steuerreform angekündigt, 
die kurz vor den Kommunalwahlen den untersten 5,8 Mio. 
EinkommensbezieherInnen bis zu 120 Pfund gekostet hatte. 
Ein grundlegender und glaubwürdiger Kurswechsel weg von 
New Labour steht allerdings aus. 

Das erscheint insofern nicht überraschend, als Gordon 
Brown – bei aller Rivalität zu Tony Blair – ein zentraler Archi-
tekt von New Labour gewesen ist. Die in den letzten Wochen 
skizzierte Strategie, wachsender sozialer Unzufriedenheit mit 
einer Verschärfung der Migrationsgesetze zu begegnen und im 
Bereich der inneren Sicherheit mit Härte zu punkten, wird 
Labours Probleme jedenfalls kaum lösen können. 

In der Auseinandersetzung darum, ob New Labour durch 
eine konturiertere sozialdemokratische Politik oder durch eine 
konservative Machtübernahme ersetzt  werden wird, wird in 
einer immer stromlinienförmigeren und obrigkeitshörigen 
Partei vor allem den Gewerkschaften und ihrem Verhalten 
eine entscheidende Rolle zukommen. 

Die Konservativen sind nach wie vor weit davon entfernt, 
die nächsten Wahlen aus eigener Kraft gewinnen zu können. 
Sie bräuchten dafür mehr denn je die Frustrierung der La-

bour-AnhängerInnenschaft durch ein konsequenten Festhal-
ten der Labour Party an der Ideologie von New Labour.
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achdem die Partei Die Linke in drei Landtagswah-
len zu Beginn des Jahres 2008 erfolgreich war, wird 
von einem »Fünf-Parteien-System« in Deutschland 
gesprochen und damit unterstellt, dass die Existenz 

der neuen Partei gesichert sei, weil sie eine stabile Anhänger-
schaft in der Gesellschaft habe. Diese Annahme soll durch eine 
Beschreibung und Analyse der Milieus und Anhänger der Lin-
ken überprüft werden. Dabei wird der Blick auf die Bezie-
hungen zwischen einer Partei und ihren Anhängern von der 
Annahme bestimmt, dass die seit längerem zu beobachtende 
Erosion der traditionellen Milieu- und Gruppenstruktur zwar 
zu Ausdifferenzierungen, jedoch nicht zur Auflösung gesell-
schaftlicher Strukturen unter dem Paradigma der Individuali-
sierung führt (Vgl. Eith/Mielke 2007:18f.) 

ZUR SOZIALSTRUKTUR 

Die Linke ist aus einer Fusion von zwei Parteien entstanden: 
Die eine, die Partei des demokratischen Sozialismus (PDS), 
hatte sich seit 1990 vor allem in den ostdeutschen Ländern 
etabliert; in den westdeutschen Ländern hatte sie keine wirk-
lichen politischen Erfolge. Der Partner war die WASG (Partei 
Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit), die aus zwei 
Initiativen1 mit teilweise identischen, teilweise jedoch konträ-
ren politischen Absichten stammt. Die Fusion wurde nach ei-
nem zweijährigen Prozess im Juni 2007 mit der Gründung der 
Partei „Die Linke“ abgeschlossen (Neugebauer/Stöss 2008).

Die beiden Parteien waren bei der Fusion unterschiedlich 
stark: Die PDS zählte Ende 2006 im Westen über 7.250 und 
im Osten knapp 53.000 Mitglieder, die WASG rund 9.800 im 
Westen und knapp über 1.600 im Osten2. Nach der Fusion 
traten bis Ende 2007 rund 7.500 neue Mitglieder ein. Den-

noch hatte die Partei "nur" gut 2.600 Mitgliedern mehr, denn 
im Osten war die Bilanz negativ: im Westen stieg die Zahl der 
Mitglieder von 14.976 (2006) auf 20.783 (2007) an, im Osten 
sank sie von 54. 132 auf 51.1463; insgesamt wurden 71.929 
Mitglieder gezählt. 

KEINE JUNGE PARTEI

„Die Linke“ ist keine junge Partei, denn die ostdeutsche PDS 
war demographisch alt. 2005 waren zwei Drittel der Mitglie-
der 65 Jahre und älter; der kleine Westflügel war deutlich jün-
ger4. Mangels ausreichender Daten lässt sich die Altersstruktur 
nur am Beispiel der zwischen Mai und August 2007 erfolgten 
rund 3.000 Neueintritte illustrieren (Vgl. Tetzlaff 2007:20f. 
Siehe Tab. 1, Seite 18). Die altersmäßige Zusammensetzung 
der Neueintritte ähnelt sowohl der Struktur der ehemaligen 
WASG wie auch der der alten West-PDS. 

Die Mitgliedschaft der PDS setzte sich mehrheitlich aus Ange-
stellten und Pensionären sowie nicht erwerbstätigen Erwerbs-
fähigen zusammen5. In den westlichen Landesverbänden der 
PDS stellten Angestellte, Arbeiter und Studenten die größten 
Gruppen. Bei den Neueintritten in Die Linke waren die Antei-
le der Erwerbstätigen sowie der Nichterwerbstätigen ungefähr 
gleich. In der Gruppe der nicht Erwerbstätigen stammen die 
neuen Mitglieder mehrheitlich aus den Gruppen der Rentner, 
der Vorruheständler und der Hausfrauen/Hausmänner6. 

Der Frauenanteil in der PDS lag 2004 bei rund 45 Pro-
zent; im Westen bei 25 Prozent7. Der Anteil unter den Neu-
eintritten 2007 lag bei gut 25 Prozent. Da die WASG eine von 
Männern dominierte Partei war, beträgt der Frauenanteil der 
Linken »nur« noch 39 Prozent8. 

DIE ANHÄNGERINNEN DER »LINKEN« VON GERO NEUGEBAUER

Die AnhängerInnen 
der »Linken«
DIE LINKE Während in Österreich zunächst die FPÖ, nach ihrer Spaltung die Summe aus FPÖ und BZÖ bemerkenswert 
starken Wählerzustrom haben, hat sich in den letzten Jahren in Deutschland die so genannte LINKE etabliert. Die Wähler-
milieus stimmen teilweise, aber nur teilweise überein. Eine Analyse. 

N



DIE WÄHLERINNEN DER LINKEN9 

Bei der Bundestagswahl 2005 wurde die linke Wahlallianz als 
virtuelle Linke zur Partei der sozial Benachteiligten sowie de-
rer, die sie als Vehikel für ihren Protest benutzten. Dieser Trend 
bestätigte sich in den Landtagswahlen im Winter 2008 (siehe 
Tab. 2, Seite 18).

Die Anteile der Männer, darunter der 45- bis 59-jährigen, 
der Arbeitslosen, der Arbeiter sowie der gewerkschaftlich orga-
nisierten Arbeiter und der Angestellten in den Wählergruppen 
der Linken sind – teilweise weit – überdurchschnittlich. Die 
Aspekte Arbeitslosigkeit, Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft 
und einfachere Tätigkeiten sprechen für eine Anbindung der 
Wähler an politische Milieus im mittleren und unteren Drittel 
der deutschen Wählerschaft, vor allem an das Prekariat. Der 
große Anteil von WählerInnen mit formal hoher Bildung 
weist auf ihre Wählerbasis in einem Milieu des oberen gesell-
schaftlichen Drittels hin (vgl. Neugebauer 2007:108). Die Al-
tersstruktur spricht für eine älter gewordene linke Kohorte in 
der deutschen Wählerschaft (Walter 2007). Sollte es sich bei 
kommenden Wahlen bestätigen, dass Die Linke sich in die-
sem Segment eine Stammwählerschaft verschaffen kann, dann 
hat sie auch aufgrund der demographischen Entwicklung der 
Wählerschaft ein Standbein in der älteren Generation, und 
zwar bei Männern, die als Berufstätige oft Arbeiter und ge-
werkschaftlich organisiert sind. 

DIE POLITISCHEN MILIEUS

Die deutsche Wählerschaft wird durch Typen politischer Mi-
lieus strukturiert, die auf der Basis von drei Wertekonflikten 
– Libertarismus versus Autoritarismus (politischer Konflikt10), 
Soziale Gerechtigkeit versus Marktfreiheit (ökonomisch-so-
zialer Konflikt) und Religiosität versus Säkularität (religiöser 
Konflikt) – konstruiert und durch zusätzliche demographische 
und andere Faktoren, darunter Einstellungen zur Gesellschaft, 
zu Politik und Parteien sowie nach ihrem Wahlverhalten be-
schrieben sind. Nach Dritteln sortiert zeigt sich folgende 
Struktur: Das obere Drittel wird von den Milieus der »Leis-

tungsindividualisten« und der »Etablierten Leistungsträger« 
sowie von der »Kritischen Bildungselite« und dem »Engagier-
ten Bürgertum« gebildet. Das mittlere Drittel setzt sich aus 
»Zufriedene(n) Aufsteiger(n)« und der »Bedrohte(n) Arbeit-
nehmermitte« zusammen. Die »Selbstgenügsame(n) Traditio-
nalisten«, »Autoritätsorientierte Geringqualifizierte« und das 
»Abgehängte Prekariat« bilden das untere Drittel (Neugebau-
er 2007a:68f.). 

Die »Kritischen Bildungseliten« - hier hat Die Linke eine 
größere Anhängerschaft - und das »Engagierte Bürgertum« 
sind betont libertär und sozial ausgerichtet. Vier weitere Mili-
eus sind vorrangig autoritär und sozial disponiert: die drei Mi-
lieus des unteren gesellschaftlichen Drittels und die zum mitt-
leren Drittel gehörenden »Bedrohten Arbeitnehmermitte«. 
Aber nur in zwei dieser Milieus, in der bedrohten Arbeitneh-
mermitte und im Abgehängten Prekariat, ist die Anhänger-
schaft der Linken stark repräsentiert. Faktisch hat Die Linke in 
allen Dritteln der deutschen Gesellschaft ihre Anhängerschaft, 
jedoch ungleichmäßig verteilt (siehe Tab. 3, Seite 21).

Im Konzept der Drei-Drittel-Gesellschaft zeigt sich, dass 
die CDU/CSU, die SPD und Die Linke in allen drei Dritteln 
stärker vertreten sind; im untersten Drittel ist Die Linke nach 
den rechtsextremen Parteien am stärksten (siehe Tab. 4, Seite 
21).

Werden die politischen Milieus nach Parteianhängern 
strukturiert, fallen drei »Schwerpunktmilieus« mit unter-
schiedlich großen Anteilen auf. Bei den Kritischen Bildungse-
liten beträgt er 20 Prozent; hier haben die Grünen (28%) und 
die SPD (23%) größere Anteile. Der Anteil an der Bedrohten 
Arbeitnehmermitte liegt bei 16 Prozent; hier sind die Anteile 
der CDU (28%) und der SPD (26%) größer. Das Abgehäng-
te Prekariat verzeichnet den höchsten Anteil an Anhänger 
der Linken. Die Partei hat hier mit 28 Prozent eine relative 
Vormachtstellung; die Anteile der Union (14%) und der SPD 
(13%) sind deutlich geringer (vgl. Neugebauer 2007:103).
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6)  Gegenüber 2004, als die PDS rund 1.200 Eintritte verzeichnete, fallen 
die Verluste in der Gruppe der Schülern und Studierenden (2004: 29 %, 
2007: 7%) besonders auf. Vgl. Tetzlaff (Anm.5).

7)  Ebenda, S. 28

8)  http://die-linke.de/partei/fakten/mitgliederzahlen_2007, 03.04.2008

9)  Vgl. zur Wählerschaft der Linken auch Wittich 2007. W. wertet zwei 
unterschiedliche Datenbasen, nämlich solche aus Wahlergebnissen sowie 
aus den Ergebnissen von »Sonntagsfragen«, aus.

10)  Michael Brie nennt die Konfliktlinie die »politisch-kulturelle Kon-
fliktlinie«. Vgl. Brie 2007: 17

1)  Anfang März 2004 etablierte sich zuerst die »Wahlalternative 2006«, 
die »Initiative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit« (ASG)folgte kurz da-
nach.

2)  Vgl. http://die-linke.de/partei/fakten/mitgliederzahlen, 06.11.2007

3)  Ebenda. Die Zahlen bedeuten nicht, dass alle Mitglieder vor allem in 
den westlichen Landesverbänden Beiträge zahlen.

4)  Vgl. http://www.sozialisten.de/partei/daten/statistiken/struktur.htm

5)  Im Jahr 2000 waren rund 77 Prozent der PDS-Mitglieder im Osten 
Rentner. Von den restlichen 23 Prozent waren 50% voll berufstätig. Jedes 
sechste Mitglied (16,5 %) war arbeitslos oder in befristeten Job- oder Bil-
dungsmaßnahmen. Vgl. Chrapa/Wittich 2001: 29f. Für die WASG liegen 
keine Angaben zur Berufsstruktur vor.
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Diese drei Milieus haben sehr unterschiedliche Profile 
und soziale Lagen; allerdings sind partiell Übereinstimmun-
gen bei bestimmten Wertorientierungen und Einstellungen 
vorhanden11. Die Kritischen Bildungseliten, ihr Anteil an der 
Wählerschaft beträgt neun - im Osten acht - Prozent, bilden 
das Milieu mit dem höchsten Anteil besser Gebildeter sowie 
einem sehr hohen Erwerbstätigenanteil. Unter ihnen sind 
überdurchschnittlich viele Angestellte in hoch qualifizierten 
Tätigkeiten und es hat den höchsten Anteil von Beamten, vor 
allem in höheren Laufbahnen, sowie einen hohen Anteil selb-
ständiger Akademiker. Es weist zudem den höchsten Anteil an 
Schülern und Studenten auf und überdurchschnittlich viele 
18- bis 34-jährige.

In diesem Milieu will man eine liberale, offene, toleran-
te und insbesondere solidarische Gesellschaft. Es wird häufig 
auf einen vorsorgenden und regulierenden Staat gesetzt und 
traditionelle Werte (v.a. Nationalbewusstsein) werden abge-
lehnt. Zugleich herrscht eine sehr positive Grundhaltung zur 
Demokratie und man ist offen für Idee des Sozialismus. Das 
Milieu ist mehrheitlich von sozialen und libertären Wertori-
entierungen geprägt und stark im linken Lager verankert. Es 
hat bei letzter Bundestagswahl zu 38 Prozent für die SPD, zu 
29 Prozent für die Grünen und zu 18 Prozent für die virtuelle 
Linke, die Allianz aus PDS und WASG, gestimmt.

In der Bedrohten Arbeitnehmermitte, sie hat einen Anteil 
von 16 – im Osten 18 – Prozent an der Wählerschaft, finden 
sich häufiger einfache bis mittlere Schulabschlüsse. Arbeiter, 
vor allem Facharbeiter und einfache Angestellte, sind im Mi-
lieu etwas überrepräsentiert. Sie fühlen sich häufig vom Staat 
alleine gelassen und wünschen sich einen regulierenden Staat, 
der eine umfassende soziale Absicherung der Bürger garan-
tiert. Es gibt keine klare Präferenz, weder für eine solidari-
sche noch für eine leistungsorientierte Gesellschaft. Man will 
möglichst viele staatliche Leistungen und auf soziale Verunsi-
cherung wird stark mit autoritär-ethnozentrischen Vorstellun-
gen reagiert. Hier existieren sowohl soziale als auch autoritäre 

Orientierungen und Einstellungen. Bei der letzten Bundes-
tagswahl war das Milieu ausgeprägt SPD-lastig (44%), zugleich 
jedoch offen für die Unionsparteien (39%). Seitdem verliert 
SPD deutlich an Zustimmung und Die Linke zeigt bei Sonn-
tagsfragen Zugewinne. 

Den letzten Platz im unteren Drittel nimmt das Abge-
hängte Prekariat mit einem Anteil von acht Prozent, in den 
ostdeutschen Ländern sind es 25 Prozent, ein. Die Angehöri-
gen haben überwiegend einfache bis mittlere Schulabschlüsse 
und sind häufig sozial abgestiegen. Hier gibt es die höchs-
ten Anteile an Arbeitslosen sowie an Arbeitern, darunter viele 
Facharbeiter, sowie viele einfache Angestellte. Die Erwerbstä-
tigen in diesem Milieu üben eher einfache und mittlere Tätig-
keiten aus und haben die geringste berufliche Sicherheit von 
allen Milieus: Zwei Drittel waren bereits arbeitslos. Sie emp-
finden ihre gesamte Lebenssituation als ausgesprochen prekär 
und haben besonders große Zukunftssorgen. Sie fürchten, ih-
ren bereits jetzt niedrigen Lebensstandard künftig nicht halten 
zu können. 

STARK VERUNSICHERT

Daher sind sie stark verunsichert, fühlen sich sozial im Abseits 
und auf der Verliererseite. Sie sind gesellschaftlich stark desori-
entiert, fühlen sich vom Staat alleine gelassen und wünschen 
sich eine am Gemeinwohl orientierte Gesellschaft. Auch sie 
setzen stark auf den regulierenden Staat, der soziale Absiche-
rung und Chancengleichheit gewährleistet. Noch stärker als 
die bedrohte Arbeitnehmermitte reagiert dieses Milieu auf 
Verunsicherung und Verlierergefühle mit ausgeprägtem Eth-
nozentrismus. Ähnlich wie im Milieu der Kritischen Bil-
dungselite wird die Idee des Sozialismus eher positiv bewertet, 
die Demokratie jedoch seltener als beste Regierungsform be-
zeichnet.

 
Bei der Bundestagswahl 2005 hatte dieses Milieu den 

höchsten Nichtwähleranteil. Zugleich gab es deutliche Präfe-
renzen für linke bzw. rechte Parteien (Linkspartei/PDS 26%, 

DIE ANHÄNGERINNEN DER »LINKEN« VON GERO NEUGEBAUER
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rechtsextreme Parteien 6%). Der höchste Stimmenanteil ging 
mit 32 Prozent an die SPD, die aber seitdem in den »Sonntags-
fragen« stark verloren hat, während zugleich ein sprunghafter 
Anstieg sowohl für Die Linke als auch für rechtsextreme Par-
teien verzeichnet wird.

In diesen drei Milieus sind im Vergleich größere Anteile 
von Anhängern der Linken zu finden als in den anderen. Kön-
nen sie deshalb als »linke Milieus« gelten, weil bei den An-
hängern der Linken soziale, also »linke« Wertorientierungen 
dominieren? Vergleicht man die Milieus hinsichtlich der Wer-
torientierungen auf der sozio-ökonomischen Konfliktdimen-
sion (Soziale Gerechtigkeit versus Marktfreiheit), dann zeigt 
sich durchaus ein Übergewicht sozialer Wertvorstellungen12, 
während neoliberale Wertvorstellungen von Marktfreiheit ge-
ringer geschätzt werden. Somit wäre es mithin einfach, die 
Milieus als »links« gelten zu lassen, in die Anhänger des Wohl-
fahrtsstaats sozialistischer bzw. traditioneller sozialdemokrati-
scher Provenienz anhängen und die mit einem regulierenden 
Staat auch die Vorstellung von einer staatlichen Umvertei-
lungspolitik verbinden, die einen Eingriff in die ökonomische 
Struktur nicht grundsätzlich ausschließt. 

Nur kann soziale Gerechtigkeit sehr differenziert definiert 
– als Verteilungsgerechtigkeit, als Leistungs- oder als Chancen-
gerechtigkeit – und ebenso durch staatliche Umverteilungspo-
litik oder durch das Subsidiaritätsprinzip erreicht werden. We-
gen der mangelnden Schärfe kann soziale Gerechtigkeit nicht 
als Scheidewasser zwischen den Milieus genutzt werden. Wenn 
beispielsweise Parteianhänger danach gefragt werden, ob sie 
soziale Gerechtigkeit für sehr wichtig halten, dann antworten 
nur weniger als die Hälfte der Anhänger der FDP (45%) sowie 
rechtsextremer Parteien (44%) positiv, alle anderen halten sie 
mit Zustimmungswerten zwischen 65 Prozent (Linke) und 53 
Prozent (CDU) für sehr wichtig13. Auch hinsichtlich der Wer-
torientierungen auf der politischen Konfliktdimension gibt es 
eine deutliche Aussage, denn nur bei zwei von fünf politischen 
Konfliktdimensionen überwiegen libertäre Vorstellungen14. 

Sind nun die beiden Milieus des oberen Drittels »links«, 
weil in ihnen soziale und libertäre Wertorientierungen zu-
gleich existieren? Im Engagierten Bürgertum hat Die Lin-
ke jedoch wenig Anhänger. Müssten nicht auch die beiden 
Milieus mit größeren Anteilen an Anhängern der Linken, in 
denen sowohl soziale als auch autoritäre Wertvorstellungen 
existieren, als »linke Milieus« definiert werden. Wäre das nicht 
so, dann gäbe es nur ein – mehrheitlich – linkes Milieu, das 
sowohl sozial als auch libertär eingestellt ist und in dem sich 
ein größerer Anteil der Anhänger der Linken findet: im Milieu 
der Kritischen Bildungselite; die Anteile der Grünen und der 
SPD sind allerdings um acht bzw. um drei Prozent größer.
Nun kann ja durch das Hinzufügen weiterer Kriterien der 
Ansatz verbreitet werden, um die Milieus, die größere Antei-
len von Anhängern der Linken mit sozialen Orientierungen 
verzeichnen,  zugleich als linke Milieus zu definieren.

 
POLITISCHES ENGAGEMENT ALS KRITERIUM

Wird politisches Engagement als Kriterium genommen, dann 
zeigt sich, dass beispielsweise überdurchschnittlich häufige 
Mitgliedschaft bzw. Beitrittsbereitschaft in Parteien, Gewerk-
schaften, Bürgerinitiativen oder sozialen Bewegungen nur die 
beiden Milieus des oberen Drittels bekunden, die als betont 
libertär und sozial orientiert ausgewiesen sind. 

Gleichzeitig verspüren vor allem die Milieus des unteren 
gesellschaftlichen Drittels, in denen soziale Orientierungen 
dominieren, nur geringe Neigungen zu politischem Engage-
ment15. Wird also institutionalisierte demokratische politische 
Partizipation als »linkes« Definitionsmerkmal genutzt, dann 
zeigt sich, dass zwischen sozialer Orientierung und demokra-
tischer Partizipation nicht immer ein positiver Zusammen-
hang besteht. 

Enthnozentrische und/oder autoritäre Orientierungen 
sind solche, die »linke« Interpretationen von Werten wie Frei-
heit und Gleichheit negieren. Deshalb verbietet es sich, Mili-
eus als »links« gelten zu lassen, in denen zwar soziale Orien-

14)  Demokratische Beteiligung ist wichtiger als starke politische Führung 
(45%:29%) und auf Risiken auf technische Neuerungen sollte verzichtet 
werden anstatt Risiken technischer Neuerungen zur Wohlstandssicherung 
in Kauf zu nehmen (46%:32%). TNS Infratest Sozialforschung 2006, zit. 
nach Neugebauer 2007: 61

15)  Einen Sonderfall stellt die Haltung gegenüber den Gewerkschaften 
dar: Die Milieus des unteren, insbesondere das abgehängte Prekariat, und 
des mittleren Drittels sind durchschnittlich bzw. überdurchschnittlich or-
ganisiert sind, ihre Beitrittsbereitschaft fällt dagegen ziemlich gering aus.

11)  Zu den Beschreibungen der Milieus vgl. Neugebauer 2007: 70-84

12)  Eine Mehrheit aller Befragten ist für die staatliche Absicherung der 
Bürger (62%) statt Eigenverantwortlichkeit (18%), für staatlichen Eingriff 
in die Wirtschaft (48%) statt Freiheit davor (28%) und für Gemeinwohl- 
statt für Gewinnorientierung (44%:31%). Vgl. Neugebauer 2007:58

13)  SPD:59%, Grüne:56%), TNS Infratest Sozialforschung 2006, zit. nach 
Neugebauer 2007: 52
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ALTERSGRUPPE (Jahre)

Unter 20
20 bis 30
30 bis 50
50 bis 60
60 und älter
Keine Angaben

Quelle: WASG - Die Wahlalternative: Statistische Zahlen, http://www.w-asg.de/1344.html,24.04.07., http://www.sozialisten.de/partei/daten/statistiken/struktur.htm, Tetzlaff 2007. 1) Davon sind 67% über 65 Jahre alt.

PDS

0,5
2,8

12,9
13,4

70,41

–

WASG

1990 und danach:     1
1980 bis 1989:   11
1960 bis 1979:   41
1940 bis  1959:   41
1939 und davor:     4

EINTRITTE SOMMER 2007 (nach Geburtsjahren)

2
10
44
29
8
6

TABELLE 1: Altersgruppen in der Mitgliedschaft 2006 [im Vergleich zu Eintritten 2007 (in %)]

GESCHLECHT

Männlich

Weiblich

ALTERSGRUPPE

18 – 29 Jahre 

30 – 44 Jahre

45 – 59 Jahre

60 Jahre und älter

ERWERBSSTATUS

Berufstätig

Rentner

Arbeitslose

BERUFSGRUPPE

Arbeiter

Angestellte

Beamte

Selbstständige

Landwirte

GEWERKSCHAFTERIN 

Ja

Nein

GEW.+ ARBEITER

Mitglied

kein Mitglied

GEW. + ANGESTELLTER

Mitglied

kein Mitglied

SCHULBILDUNG

Hauptschule

Mittlere Reife 

Hochschulreife

Hochschule, Uni

Quelle: FGW, BTW 2005 Wahlbericht, endgültige Fassung., Hessen: FGW, Bericht Nr. 130, Niedersachsen: FGW, Bericht Nr. 129, Hamburg, FGW, Bericht Nr. 131

BTW 2005

54

46

12

32

30

26

49

24

14

38

43

4

5

1

21

73

9

28

9

33

24

40

15

17

LTW Hessen

63

37

12

23

41

25

58

23

5

28

41

9

12

0

29

66

13

15

11

29

25

30

19

22

LTW NS

61

39

9

25

41

24

55

22

8

30

41

10

6

1

28

66

13

17

10

30

24

33

19

17

LTW HH

58

42

15

29

38

18

58

16

10

19

49

6

14

26

69

6

13

6

38

19

27

24

25

TABELLE 2: Soziale Zusammensetzung der Wählerschaft der PDS bei der BTW 2005 und der LINKEN bei den Landtags-
wahlen 2008 in Hessen, Niedersachsen und Hamburg (Zweitstimmen, in Prozentwerten)
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tierungen dominieren, aber libertäre mehrheitlich abgelehnt 
werden. Diese Kombination findet sich jedoch mehrheitlich 
nur im unteren Drittel – und nur in einem wiederum hat Die 
Linke eine starke Anhängerschaft. Zwar unterscheidet sich, 
wahrscheinlich wegen des relativ hohen Anteils an Gewerk-
schaftsmitgliedern (16%), das Abgehängte Prekariat in seiner 
Partizipationsbereitschaft von seinen »Drittel-Genossen«; den-
noch ist sie unterdurchschnittlich. 

Insgesamt kann auch aus einem anderen Grund jede mo-
nokausale Begründung einer Zuordnung nicht gefallen. Zwar 
sind die Positionen zu politischen Wertorientierungen in 
Bezug auf »Soziale Gerechtigkeit«, »Marktfreiheit«, »Liberta-
rismus« und »Autoritarismus« differenziert genug, um Tren-
nungen vornehmen zu können. Aber der Wertehaushalt der 
Bevölkerung befindet sich in einem ständigen Wandel, der zur 
Bildung von Wertesynthesen führt, bei denen Verteilungsge-
rechtigkeit und Leistungsdenken, christliche Überzeugung 
und kulturelle Toleranz sowie Lebensgenuss und Leistungsge-
danke zusammen kommen. Das sind Wertekonstellationen, die 
beispielsweise auch die Abgrenzung der beiden großen Volks-
parteien und ihrer Anhängerschaften erschweren. So bestätigt 
auch die Betrachtung der Positionen der einzelnen politischen 
Milieus im Wertefeld, dass die deutsche Gesellschaft durch 
sehr komplexe Wertesynthesen gekennzeichnet ist, die eine 
einfache »links – rechts« Sortierung der politischen Milieus 
verhindern.

Zudem werden die methodischen Koordinaten von Links 
sowohl durch soziale als auch durch libertäre Werte und Ein-
stellungen bestimmt. Es wird manchem autoritären Sozialisten 
angesichts seiner sozialstaatlichen Orientierung sowie seiner 
antikapitalistischen Kritik, die – wie soziale Gerechtigkeit – 
für eine politisch links gerichtete Orientierung gilt, irritieren 
oder auch überhaupt nicht gefallen, dass links die Unverein-
barkeit von sozialen mit autoritären und ethnozentrierten 
Orientierungen und Einstellungen bedeutet. Doch wenn links 
und rechts als Kriterien zur Differenzierung komplexer poli-

tischer Strukturen, wie es die politischen Milieus sind, dienen 
sollen, können sie das nur dann leisten, wenn sie mehr sind als 
symbolische Verallgemeinerungen zur Reduktionen komple-
xer Begriffe. 

FAZIT

Die aktuelle Größe der Anhängerschaft sowie ihre, wenn auch 
unterschiedlich starke, Verankerung in den politischen Mili-
eus sowie die institutionellen Erfolge durch die Wahlen, deren 
Ausgang für Die Linke durch bestimmte Randbedingungen 
der Entwicklung der deutschen Gesellschaft unter dem Druck 
der Globalisierung begünstigt wurden, sind Faktoren, die die 
Existenz der Linken für die nächsten Wahlperioden absichern 
sollten. Eine Stagnation oder gar ein Rückschritt bei der Mit-
gliederentwicklung würde zwar ihre gesellschaftliche Veranke-
rung sowie ihre Organisation schwächen, nicht jedoch ihre 
Existenz gefährden; Parteiorganisationen können, solange sie 
finanziell abgesichert sind, für eine gewisse Zeit auch aus der 
Erinnerung an frühere Zeiten leben, bis sie dann funktionslos 
oder vergessen werden. 

Ob jedoch die gegenwärtige Anhängerschaft stabil gehal-
ten und sogar ausgeweitet werden kann, kann im Moment 
nicht zweifelsfrei gesagt werden. Zwar könnte der Verlust 
von Protestwählern die Zustimmung zur Linken bei Wah-
len schmälern, aber Gefahr droht, wenn die Diversifikation 
der politischen Milieus sowie die soziale Fragmentierung der 
Gesellschaft fortschreiten und Die Linke in »ihren« Milieus 
verharrt und dort an Zustimmung verliert, weil sie weder an-
gemessene politische Antworten finden noch gesellschaftliche 
Bündnisse schaffen kann, die geeignet sind, Differenzen in den 
Wertorientierungen zu überwinden und Politik auf der Ba-
sis gemeinsamer Interessenlagen und Wertorientierungen zu 
machen. 

Die sozialen Profile der Anhängerschaft spiegeln sich in 
den Typen politischer Milieus wider, in denen die Anhänger 
der Linken zu finden sind. Ein Problem der Linken ist es, dass 
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sie sowohl Anhänger hat, deren Auffassungen vom Wohlfahrts-
staat traditionell sozialdemokratisch geprägt sind, als auch sol-
che, die die solidarische Leistungsgesellschaft bejahen. Sie hat 
AnhängerInnen, die soziale mit libertären Wertorientierungen 
verknüpfen und gleichzeitig autoritär Orientierungen ableh-
nen, und andere, die soziale und autoritäre Wertorientierun-
gen nebeneinander haben. Zu diesen zählen Anhänger der 
Linken sowohl im mittleren als auch im unteren Drittel der 
deutschen Gesellschaft. 

Wenn Die Linke ihre politische Existenz dadurch sichern 
will, dass sie im sozialen Konflikt zwischen arm und reich die 
sozial Benachteiligten politisch repräsentiert, könnte sie durch 
die Negation libertärer Orientierungen in ihrer Politik in sol-
chen Milieus an Zuspruch verlieren, in denen sowohl libertäre 
Wertorientierungen als auch Wertesynthesen zwischen Vertei-
lungsgerechtigkeit und Leistungsdenken existieren. Verfolgt sie 
ihre bisherige Linie, müsste sie weiterhin darauf setzen, dass 
die Grundstimmung der deutschen Gesellschaft auch zukünf-
tig durch Verunsicherung, Angst vor sozialem Abstieg sowie 
den Wünschen der Bürger nach einer starken Rolle des Staa-
tes bei ihrer sozialen Absicherung und nach Gerechtigkeit in 
der Politik bestimmt wird. Die Chancen stehen nicht schlecht 
und der Linken würde es gut tun, wenn ihr in diesem Feld 
politische und nicht nur moralische Kompetenzen zuerkannt 
werden würde.

Die Politik der Linken lässt gegenwärtig daran zweifeln, 
dass „Die Linke“ die Breite und Vielfalt der Positionen ihrer 
Anhänger genügend reflektiert. Solange sie sich noch auf we-
nige Themen fokussieren kann und durch die mangelnde per-
formance ihrer Gegner begünstigt wird, von denen die SPD der 
wichtigste ist, wird sie sich weiterhin neben den Stammwäh-
lern der alten PDS nur die Anhänger politisch sichern kön-
nen, für die sie ein Vehikel für deren Protest gegen die SPD ist. 
Zudem ist in ihrer ideologischen Struktur eine politische Plu-
ralität verborgen, die ihre gesellschaftliche Attraktivität eben-
so beeinträchtigen kann wie ihre politische Aktionsfähigkeit. 

Denn angesichts des gesellschaftlichen Wandels und den da-
durch entstehenden wechselnden Herausforderungen für die 
Aufrechterhaltung der Beziehungen zu ihren alten und der 
Entwicklung von Beziehungen zu neuen Anhängern ist die 
Konzentration auf nur wenige Schattierungen der Farbe Rot, 
soll heißen auf einige Aspekte tradierter linker Politik mit ge-
legentlichen grauen Schleiern, riskant – oder Ausdruck man-
gelnder Lernfähigkeit. Daran ist einmal ein sozialistisches, also 
im Selbstverständnis sich links nennendes System, gescheitert. 

Eine Partei ohne fundierte Verankerung in einem gesell-
schaftlichen Konflikt, wenn auch stabil in einer Konfliktdi-
mension präsent, mit Kontakt zu spezifischen Teilen der Ge-
sellschaft und einem reduzierten Politikangebot könnte das 
auch.

GERO NEUGEBAUER

ist Politologe am Otto-Stammer-Zentrum des Fachbereichs 

Politik- und Sozialwissenschaften der Freien Universität Berlin. 



Leistungsindividualisten

Etablierte Leistungsträger

Kritische Bildungseliten

Engagiertes Bürgertum

Zufriedene Aufsteiger

Bedrohte Arbeitnehmermitte

Selbstgenügsame Traditionalisten

Autoritätsorientierte Geringqualifizierte

Abgehängtes Prekariat

REX = DVU/NPD/REP; NW = Nichtwähler. Quelle: TNS Infratest Sozialforschung, Juni 2006. Die Prozentwerte addieren sich rundungsbedingt nicht immer auf 100. a) Parteipräferenz Bundestagswahl.

CDU/CSU SPD FDP B90/Grüne LP/PDS REX NW

12

22

3

9

18

14

13

6

4

11

12

9

13

13

17

12

7

5

24

23

6

4

10

13

5

6

9

8

6

37

23

9

8

6

-

4

6

3

18

9

8

23

6

4

23

18

5

-

-

9

10

8

8

41

12

10

8

6

10

18

13

7

15

TABELLE 3: Parteianhängera nach politischen Milieus (Spaltenprozent)

Oberes Drittelb

Mittleres Drittelc

Unteres Dritteld

REX = DVU/NPD/REP; NW = Nichtwähler. Quelle: TNS Infratest Sozialforschung, Juni 2006. Die Prozentwerte addieren sich rundungsbedingt nicht immer auf 100. a) Parteipräferenz Bundestagswahl. b) Leistungsindividualisten, 

Etablierte Leistungsträger, Kritische Bildungseliten, Engagiertes Bürgertum. c) Zufriedene Aufsteiger, Bedrohte Arbeitnehmermitte. d) Selbstgenügsame Traditionalisten, Autoritätsorientierte Geringqualifizierte, Abgehängtes Prekariat.

CDU/CSU SPD FDP B90/Grüne LP/PDS REX NW

46

32

23

45

30

24

57

23

20

74

17

10

36

31

33

23

19

57

36

28

35

TABELLE 4: Parteianhängera nach dem Konzept der »Drei-Drittel-Gesellschaft«
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as offizielle Gedenken im Jahr 2008 konzentriert 
sich in erster Linie auf die Erinnerung an den Jah-
restag des sogenannten Anschlusses am 12. März 
1938 sowie jenen der Befreiung vom Nationalso-

zialismus am 8. Mai 1945. Dieser Fokus entbehrt nicht einer 
bestimmten Problematik: Einmal mehr wird mit dieser Kon-
zentration auf neuralgische historische Ereignisse Geschichte 
geschrieben und festgeschrieben. Im konkreten Fall wird da-
mit die These von Österreich als Opfer des Nationalsozialis-
mus mehr oder weniger offensichtlich verfestigt.

Geschichte wird tradiert, indem bestimmte Aspekte thema-
tisiert werden und andere nicht. Verschweigen und Zudecken 
sind spätestens seit der Waldheim-Affäre der Öffentlichkeit 
bekannte Strategien, Geschichte nicht zu erzählen. Speziell im 
Jahr 2008 fällt auf, dass die Perspektive der TäterInnen kaum 
Teil des öffentlichen Gedenkens und Erinnerns ist – ebenso 
wenig wie die Perspektive des Widerstands.

Es sind einige wenige Initiativen, die sich im Gedenkjahr 
mit widerständigem Handeln auseinandersetzen. Dazu gehört 
unter anderem das Projekt »unSICHTBAR« – widerständiges 
im salzkammergut, das im Rahmen der oberösterreichischen 
Landesausstellung eine spannende und neuartige Auseinander-
setzung mit Widerstand präsentiert, indem zeitgeschichtliche 
und künstlerische Positionen zur mythenumrankten Wider-
standsbewegung im Salzkammergut gezeigt werden.

Widerstand im Rahmen einer Ausstellung zu behandeln, ist 
jedoch nicht unproblematisch, sondern mit Grundfragen der 
Repräsentation von Geschichte verknüpft. 

Sehr eindrücklich zeigen sich diese Grundfragen am Bei-
spiel der Erinnerung an den 12. Februar 1934. Einerseits ist 
bereits die Tatsache, den Beginn des Widerstands in Österreich 
in der Zeit vor dem  »Anschluss« zu verorten und den Wider-
stand gegen den Austrofaschismus zu thematisieren, in der Ge-
schichtswissenschaft nicht unumstritten. Andererseits gilt die 
Erinnerung an den Schutzbundaufstand bis heute als das Para-
debeispiel für ein gespaltenes gesellschaftliches Gedächtnis.

Der 12. Februar 1934, der Tag an dem sich im Linzer »Ho-
tel Schiff« die Mitglieder des sozialdemokratischen Schutzbun-
des nach einer langen Vorgeschichte von Repressionen gegen 
eine Waffensuche durch die faschistischen Heimwehrverbände 
zur Wehr setzten, begründete die umstrittenste Geschichtsin-
terpretation der österreichischen Geschichte. Im Verlauf der 
vergangenen 74 Jahre widmeten sich Politik, Wissenschaft, 
Kultur und die Gesellschaft einem Aushandlungsprozess, wie 
denn die Ereignisse des 12. Februar einzuordnen und was als 
historische Wahrheit zu begreifen seien. 

GESCHICHTSINTERPRETATIONEN

Während auf der christlichsozialen Seite die These vorherrsch-
te, die Schuld am  »Bürgerkrieg« sei eine geteilte und der im 
Juli 1934 ermordete Kanzler Engelbert Dollfuß ein Wider-
standsbollwerk gegen den Nationalsozialismus gewesen, sahen 
die SozialdemokratInnen in Dollfuß einen  »Arbeitermörder« 
und den 12. Februar als Symbol für die Repressionen eines 
faschistischen Regimes. Auch im Jahr 2008 ist dieser Aushand-
lungsprozess noch nicht abgeschlossen und über die Februar-
kämpfe kursieren noch immer unterschiedliche Geschichten 
und Geschichtsinterpretationen. 

ANNÄHERUNGEN AN DEN WIDERSTAND VON KLAUS KIENESBERGER

Annäherungen an 
den Widerstand
GEDENKJAHR 2008 Das Zeitgeschichte- und Kulturprojekt  »unSICHTBAR – widerständiges im salzkammergut“ prä-
sentiert  im Rahmen der oberösterreichischen Landesausstellung einen anderen Blick auf die Geschichte des lokalen Wi-
derstandes gegen den Faschismus 1934  bis 1945. Wir haben einen der Mitgestalter der Ausstellung gebeten, Absichten, 
Probleme und Konzepte dieses spannenden Projekts vorzustellen.

D



Dass in den 1950er-Jahren der Widerstand gegen den Na-
tionalsozialismus mit dem Hitler-Attentat durch Stauffenberg 
gleichgesetzt wurde, ist ein eindrückliches Beispiel für die 
Macht gesellschaftlicher Diskurse. Der Widerstand der Linken, 
der Widerstand einzelner Personen wurde medial nicht be-
achtet und existierte daher in der Wahrnehmung vieler Be-
obachterInnen dieser Periode nicht. Das unterstreicht, welche 
Macht gesellschaftlichen Diskursen innewohnt und wie sehr 
sie daran beteiligt sind festzulegen, was in Gesellschaften the-
matisiert wird und was nicht. 

Wie lebendig diese diskursiv vermittelten unterschiedli-
chen Geschichtsnarrative im Heute sind, beweisen politische 
und mediale Auseinandersetzungen am besten, die meist an-
lässlich von Jahrestagen oder Jubiläen virulent werden. Das 
sogenannte  »Gedankenjahr« 2005 und das Gedenkjahr 2008 
sind dafür besonders eindrückliche Beispiele. 

IN DER GEGENWART

Es liegt also auf der Hand: Die Vergangenheit lebt in der Ge-
genwart und aus der Gegenwart. Sie ist de facto nicht vergan-
gen, sondern stets in der Gegenwart verankert. Auch Histori-
kerInnen arbeiten aus der Gegenwart heraus und versuchen, 
geschichtliche Tatsachen und Ereignisse anhand von kritischer 
Auseinandersetzung mit Quellen und Dokumenten zu rekon-
struieren – also möglichst nahe an der Realität wieder erste-
hen zu lassen. Letztlich sind aber auch HistorikerInnen in der 
Gegenwart gefangen und können lediglich Geschichtskons-
truktionen entwerfen – das gesamte Bild zurückzuholen ist 
nicht möglich. 

Denn selbst  »Fakten« sind nur scheinbar hart und wissen-
schaftlich unumstritten. Das  »Faktum« entstammt dem Latei-
nischen:  »factum« ist das participium perfectum von  »face-
re« und kann mit  »es ist gemacht worden« übersetzt werden. 
Sprich: Ein Faktum ist  »etwas, das gemacht worden ist«. Fak-
ten sind demnach von Menschen konstruierte Sachverhalte. 
Mehr noch, sie sind sprachliche Hilfsmittel und begriffliche 

Konzepte, die dazu dienen, Tatsachen einzufangen und Ereig-
nisse, die geschehen sind, in Worte zu kleiden.

Das Dilemma, das diesem Konstruktionscharakter ent-
springt, ist unauflöslich: Auch HistorikerInnen können keine 
historischen Wahrheiten vermitteln, sondern nur ihre Inter-
pretationen geschichtlicher Ereignisse anbieten. Sie müssen 
damit leben, dass Geschichte keine geschlossene, runde und 
sinngerichtete Erzählung, sondern voller Brüche, Widersprü-
che und Uneindeutigkeiten ist. 

Darum ist es die Aufgabe von Geschichtswissenschaftle-
rInnen, den Konstruktionscharakter von Geschichte und ihrer 
Interpretationen sichtbar zu machen und Quellen zu hinter-
fragen. Nur so können Menschen einen verantwortungsvol-
len Umgang mit Geschichte erlernen: Indem sie historische 
Interpretationen lesen und verarbeiten lernen und Quellen 
nicht als gegeben und unhinterfragbar akzeptieren.

AUSSTELLBARKEIT DES WIDERSTANDS

Vor der Problematik der Repräsentation von Geschichte steht 
auch die Konzeption einer Ausstellung zu Widerstand und wi-
derständigem Handeln. Schwierigkeiten bereitet dabei in ers-
ter Linie die Frage um die Ausstellbarkeit des Widerstandes. 

Kaum ein anderes zeitgeschichtliches Thema ist derart von 
den zentralen Problemen der Geschichtswissenschaft betroffen 
und schwebt ähnlich zwischen Vergessen und Mystifizierung 
wie dieses. Denn die Erforschung widerständigen Handelns 
verweist auf zentrale Herausforderungen, mit denen Histori-
kerInnen generell in ihrer Arbeit konfrontiert sind:

– Widerständiges Handeln war bestrebt, Spuren zu verwischen 
und unsichtbar zu bleiben. Deshalb fehlen heute vielfach Ak-
ten und Dokumente, welche die Aktivitäten des Widerstands 
dokumentieren. Erhalten blieben jedoch in der Regel die Ak-
ten der Gegner, in denen vor allem fehlgeschlagene Wider-
standsaktivitäten aufgenommen wurden.
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unSICHTBAR – 
WIDERSTÄNDIGES IM SALZKAMMERGUT
bis 2. November, täglich geöffnet von 9 bis 18 Uhr
Deutschvilla, 5350 Strobl am Wolfgangsee

Für Schulklassen und Gruppen wurden altersspezifische 
Vermittlungsworkhops entworfen, nähere Informationen unter 
www.strobl2008.at. Das Buch zur Ausstellung »unSICHTBAR 
– widerständiges im salzkammergut« ist  im Czernin-Verlag 
erschienen.
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– Widerstand war in der Regel bilderlos – es sind kaum Fo-
tos oder andere Visualisierungen des Widerstehens erhalten. 
Visuelle Verknüpfungen konnten erst im Nachhinein erfol-
gen, etwa wenn WiderstandskämpferInnen an die Stätten ihrer 
Handlungen zurückkehrten.

– Vieles, was wir vom Widerstand wissen, stammt aus Erzäh-
lungen und Überlieferungen. Dies ermöglichte einerseits, die 
Geschichten jener zu erzählen, deren historische Rolle oft 
marginalisiert worden war (z.B. der Widerstand aus der Ar-
beiterInnenbewegung bzw. Widerstand der  »kleinen Leute«), 
andererseits sind Erzählungen immer persönlich gefärbt und 
mit der Gedächtnisleistung der Erzählenden verknüpft.

– Viele Mythen aus der Zeit des Widerstands lassen sich heute 
nicht mehr schlüssig auflösen, da einerseits die entsprechenden 
Unterlagen fehlen, andererseits die ZeitzeugInnen nicht mehr 
leben.

NEUE ANSÄTZE

Im konkreten Fall war es also erforderlich, in der Inszenierung 
und Darstellung der Geschichte des Widerstands im Salz-
kammergut von neuen Ansätzen auszugehen und nicht den 
Versuch zu unternehmen, eine zusammenhängende und allge-
meingültige Geschichte zu erzählen und damit zu zementie-
ren. Vielmehr war es wichtig, den Fokus auf Geschichtslücken 
zu legen, Quellen zu hinterfragen und den Konstruktionscha-
rakter von Geschichte darzustellen. 

In nationalstaatlichen Gesellschaften, deren Fundament 
in Zeiten von Entgrenzung und Globalisierung mehr denn 
je auf Geschichtsmythen rekurriert, muss die Funktion von 
Geschichtsschreibung und ihr Blick aus dem Heute ins Da-
mals hinterfragt und erläutert werden. Dies kann allerdings 
nur funktionieren, wenn die Rezeptionsgeschichte von Ereig-
nissen – im konkreten Fall des Widerstands im Salzkammergut 
– in all ihren Wendungen und Brüchen mitbetrachtet wird.

STRATEGIEN VON »unSICHTBAR«

Für die Ausstellung »unSICHTBAR« wurden deshalb spezifi-
sche Geschichtsvermittlungsansätze gewählt, die in erster Li-
nie dazu beitragen sollen, die BesucherInnen für den Umgang 
mit Geschichte zu sensibilisieren und zu vermitteln, dass diese 
bis zu einem gewissen Grad von Menschen gemacht wird. 

Die Strategien dafür sollten Unsichtbarkeiten thematisieren,  
kollektive Bilder hinterfragen, Schlaglichter auf einzelne As-
pekte des Widerstehens richten und Schatten des Vergangenen 
– sprich die Rezeptionsgeschichte – erhellen.

»unSICHTBAR« bietet in seiner Umsetzung eine beson-
dere Gelegenheit. Auf eine einführende zeithistorische Aus-
stellung folgt eine Auseinandersetzung mit der Thematik auf 
künstlerischer Ebene. Achtzehn KünstlerInnen suchen dabei 
nach eigenständigen, individuellen Annäherungen zur Frage 
nach Widerstand und dessen Sichtbarmachung. Fragestel-
lungen und Strategien der Aufmerksamkeit stehen ebenso 
im Mittelpunkt wie die Beschäftigung mit Perspektiven und 
Blickwinkeln oder den Ausprägungen zivilen oder subversiven 
Handelns. Gedächtnis und Erinnerung werden über die An-
wendung einer Außensicht thematisiert und seziert. 

Damit kombiniert »unSICHTBAR« die zwei relevantes-
ten Herangehensweisen an die Thematik: Wissenschaft und 
Kunst. Das wechselseitige Hinterfragen und die Kombination 
der unterschiedlichen Annäherungen entwickeln eine selbst-
kritische Kraft, die der schwierigen Auseinandersetzung an-
gemessen ist.

MAG. KLAUS KIENESBERGER

 studierte Kommunikationswissenschaften und Politikwissenschaft 

mit historischem Schwerpunkt und hat das Projekt "unSICHTBAR – 

widerständiges im salzkammergut" im Rahmen der oberösterreichischen 

Landesausstellung mitkonzipiert.

ANNÄHERUNGEN AN DEN WIDERSTAND VON KLAUS KIENESBERGER
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ines ist klar: Die Ausgestaltung des Steuersystems 
beeinflusst die eigenständige Existenz sicherung von 
Frauen. Bei der  Verteilungswirkung steuerlicher 
Familienförderung muss grundsätzlich berücksich-

tigt werden, dass für die Einkommenssteuer ein progressiver, 
mehrstufiger Stufengrenz satztarif gilt. Bis 10.000 Euro Jahres-
einkommen (= brutto minus Freibeträge für Werbungskosten, 
Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen) fallen 
keine Steuern an; für Einkommensteile zwischen 10.000 und  
25.000 Euro beträgt der Steuersatz 38,33 Prozent, zwischen 
25.000 und 51.000 Euro 43,5961 Prozent, für Einkommens-
teile darüber 50 Prozent. 

Familiensplitting ist familienfreundlich, aber nur für gut 
verdienende  »Alleinverdiener«.  Seitens der ÖVP gibt es Vor-
schläge zur  »steuerlichen Entlastung der Familie« im Rahmen 
der geplanten Steuerreform, nämlich Familiensplitting oder 
ein steuerliches Existenzminimum. Das sind Konzepte, die 
von prominenten ÖVP-Politikern zur Zeit der SPÖ-ÖVP-
Koalitionsregierungen in den 1980er und 1990er Jahren eben-
falls vertreten wurden. Derzeit wird das Familiensplitting  von 
Finanzminister ÖVP-Obmann Molterer und Klub obmann 
Schüssel und Umweltminister Pröll, dem Leiter der Perspek-
tivengruppe der ÖVP gefordert. Auf der Webseite der ÖVP 
wird ÖVP-Obmann Molterer mit dem Satz zitiert:  »Familie 
ist, wo Kinder sind. «

Beim Familiensplitting wird das zu versteuernde  »Haus-
haltseinkommen« durch die Zahl der  »Köpfe« dividiert, danach 
wird für einen  »Kopf« (Teil) des zu versteuernden Einkom-
mens der für die niedri gere Einkommensstufe geltende Steu-

ersatz berechnet; das Ergebnis wird mit der Zahl der  »Köpfe« 
multipliziert. Schließlich  »brauchen mehr Köpfe mehr Geld«, 
wird logisch einsichtig argumentiert. Übergangen wird, dass 
die Höhe des pro Kopf zur Verfügung stehenden Geldes auch 
entscheidend von der Einkommenshöhe abhängt.

Splitting ist eine Form unterhaltsrechtlich begründeter 
Haushaltsbesteuerung, die die Steuerbemessungsgrundlage 
stark senkt. Für hohe Einkommen, die in die höchste Steuer-
stufe hineinreichen, ist die steuerliche Entlastung durch Split-
ting am größten. Je niedriger das Einkommen, desto geringer 
der Steuer nachlass beim Familiensplitting. Fällt keine Ein-
kommenssteuer an, kann durch Splitting kein Nachlass erlangt 
werden. 

HINZUGEZÄHLT

Ist die Frau erwerbstätig, wird ihr Einkommen zum Einkom-
men des Mannes hinzu gezählt, bevor das  »Haushaltseinkom-
men« auf die Familienmitglieder aufgeteilt wird. Mit steigen-
dem Einkommensunterschied zwischen Haupt verdiener und 
»Dazuverdienerin« steigt die steuerliche Begünstigung.   »Al-
leinverdiener« mit hohem Einkommen erzielen den größten 
Steuernachlass. 2007 hätte etwa ein  »Alleinverdiener« mit 
zwei Kindern und 29.306 Euro Jahres brutto  einkommen 3.145 
Euro, ein »Alleinverdiener« mit zwei Kindern und 46.822 
Euro Jahresbruttoeinkommen 8.396 Euro Steuernachlass er-
halten; das ist in beiden Fällen die gesamte jetzt anfallende 
Einkommenssteuer. 

Eine alleinstehende Mutter mit zwei Kindern, die auf eine 
schlecht bezahlte Erwerbsarbeit in Wohnungsnähe angewiesen 

WIE EIGENSTÄNDIG DARF FRAU SEIN? VON HELGA HIEDEN-SOMMER

Wie eigenständig 
darf Frau sein?
STEUERPOLITIK Sie kann es nicht lassen. Sie ist die ÖVP, deren Steuervorschläge immer dann unter einem Generalver-
dacht stehen müssen, wenn sie von Familie redet, aber nur gut verdienende Männer meint. Helga Hieden-Sommer zeigt, 
wo die Untiefen so mancher konservativer steuerpolitischer Forderungen liegen und beharrt auf Steuergerechtigkeit für 
Frauen.
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ist oder wegen fehlender leistbarer Hilfe bei der Betreuung 
der Kinder nicht ganztags erwerbs tätig sein kann, und ein mo-
natliches Brutto einkommen von 1.000 Euro hat, bekommt 
keinen einzigen Euro, da sie derzeit keine Einkommenssteuer 
bezahlt. 

»ERNÄHRERFAMILIE«

Der Grund liegt darin, dass Familiensplitting unterhaltsrecht-
lich begründete Steuernachlässe gewährt. Das feudale Un-
terhaltsrecht sieht standesgemäße Leistungen vor. Außerdem 
besagt der geltende § 44 des Eherechtes des Allgemeinen 
Bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB) aus dem Jahre 1812: Die 
Familienverhältnisse werden durch den Ehevertrag begründet 
… . Nicht verheiratete Mütter und ihre Kinder sind also nach 
geltendem Recht keine Familie. 

Die bürgerliche  »Ernährerfamilie« gilt nach wie vor als 
Norm der Familie bei etlichen staatlichen Leistungen im 
Steuer- und Sozialrecht. Für nicht erwerbstätige Ehefrauen 
gibt es die beitragsfreie Krankenkassen mit versicherung und 
nach dem Tod des Ehemannes als Ersatz für den Unterhalt die 
beitragsfreie 60prozentige Witwenpension, für alleinstehende 
Mütter gibt es keine gleichwertigen Leistungen. Ähnliches 
gilt für die steuerliche Familienförderung. Der Ehemann be-
kommt für die nicht erwerbstätige eheliche Hausfrau unter-
haltsrechtlich begründete Steuernachlässe. 

Da das vorgeschlagene Familiensplitting zu sehr hohen 
Steuerausfällen führen würde, wäre eine Kürzung (oder Strei-
chung) bei der Familienbeihilfe wahrscheinlich. Das würde 
die unteren und mittleren Einkommensgruppen noch stärker 
benachteiligen. 

Die SPÖ-Alleinregierung hat Mitte der 70er Jahre statt 
der Haushaltsbesteuerung die Individualversteuerung und 
anstelle der vom Unterhaltsrecht bestimmten steuerlichen 
Familien förderung die direkte, kindbezogene Familienbeihil-
fe eingeführt. Diese Transferleistung bekommen alle Eltern 

in voller Höhe, auch bei niedrigem, nicht zu versteuerndem 
Einkommen, und alle alleinstehenden Mütter und Pflegeeltern 
nach dem Grundsatz  »uns ist jedes Kind gleich viel wert«; als 
Familie gilt, wenn Erwachsene für Kinder sorgen. 

Das steuerliche Existenzminimum benachteiligt wie Fa-
miliensplitting erwerbs tätige Frauen. Auch in den 90er Jahren 
forderten etliche ÖVP-Politiker ein steuerliches Existenzmi-
nimum. Der Katholische Familienverband hat es in einer Me-
dienkampagne vehement vertreten. Seit dem Frühjahr 2007 
tritt Werner Amon, ÖVP-Sozial sprecher und General sekretär 
des ÖAAB, dafür ein. Er betont, der ÖAAB unterstütze ÖVP-
Obmann Molterer voll darin, dass die Steuerreform einen 
Schwerpunkt im Familienbereich habe. 

Molterer will die Armutsgefährdung von  »Alleinverdie-
ner- und Alleinerzieherfamilien« durch ein Steuersplitting im 
Sinne eines  »steuerlichen Existenzminimums« für unversorgte 
Familien mitglieder in Höhe der für Pen sionisten festgelegten 
Armutsgrenze beseitigen; 2008 wären das ein Absetzbetrag 
von 747 Euro für die nicht erwerbstätige Ehefrau, und bei ei-
nem Splittingfaktor von 0,5 für Kinder 373,50 Euro pro Kind. 
Der Ausdruck  »unversorgte Familienmitglieder« zielt auf eine 
unterhalts rechtliche Regelung, will den Ehemann der nicht 
erwerbstätigen Hausfrau steuerlich belohnen und die bürger-
liche Arbeitsteilung – Mann Geldverdiener, Frau Haushaltsar-
beit und Kinderversorgung – attraktiv machen. 

NICHT IN VOLLEM UMFANG

Während eine alleinstehende Mutter mit zwei Kindern mit 
1.000 Euro brutto im Monat durch ein  »steuerliches Exis-
tenzminimum« in Form eines die Steuerschuld senkenden 
Absetzbetrages für die Kinder ohne Negativsteuerausgleich 
keinen einzigen Euro erhält, würde auch ein Spitzenverdiener 
als  »Alleinverdiener« mit zwei Kindern im Monat eine steu-
erliche Förderung von monatlich 1.494 Euro erhalten. Steu-
erliche Absetzbeträge können bei niedrigem Einkommen und 
daher geringerer Steuerschuld nicht in vollem Umfang gel-
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tend gemacht werden, z. B. für mehrere Kinder. Für Familien 
mit erwerbstätiger Hausfrau, die mit Unterstützung des Ehe-
partners die Konsum- und Betreuungsarbeiten für die Famili-
enmitglieder erbringt, gibt es keine steuerliche Anerkennung 
für die im Haushalt geleisteten Versorgungs arbeiten.

Im Unterschied zu früher wird öffentlich nicht mehr von 
der Notwendigkeit standesgemäßer unterhalts rechtlicher Fa-
milienförderung gesprochen, sondern die besondere Armuts-
gefährdung aller Alleinverdiener behauptet. Viele Menschen 
kennen den Unterschied zwischen direktem Existenzmini-
mum als Transferleistung und unterhaltrechtlichem steuerli-
chen Existenzminimum nicht.

DIE VERFASSUNGSRICHTER

Die immer noch wirksame rechtspolitische Grundlagenarbeit 
für ein »familienfreundliches Steuersystem«, das am Unter-
haltsrecht ansetzt, leisteten die Verfassungsrichter. Sie bezogen 
sich bei der Frage, wer wegen Armutsbedrohung eine beson-
dere Förderung erhalten soll, im Kinderkosten erkenntnis 1992 
und im Erkenntnis zu einem gerechten Kinderkostenausgleich 
1997 auf die privatrechtliche Unterhaltspflicht nach dem 
ABGB aus dem Jahre 1812. 

Die Verfassungsrichter argumentieren die von ihnen ver-
tretene ständische Logik so: Sie gehen vom einkommens-
abhängigen, schichtspezifischen Unterhalt aus. Sie behaupten, 
die Familienbeihilfe reiche als Existenzminimum für die Kin-
der von Eltern mit niedrigem Einkommen; denn diese geben 
für ihre Kinder nicht wesentlich mehr aus, als die Kinderbei-
hilfe ausmacht. (Tatsache ist wohl: Sie können nicht mehr aus-
geben.) 

Eltern mit höherem Einkommen geben wesentlich mehr 
als die Familienbeihilfe für ihre Kinder aus. Sie sind also "stär-
ker finanziell belastet". Um zu beurteilen, wer Anspruch auf 
einen erhöhten staatlichen Kinderkosten ausgleich bekom-
men soll, darf nach Meinung der Verfassungsrichter nicht ein 

Vergleich von Eltern verschiedener Einkommens schichten 
vorgenommen werden. Nur Steuerzahler einer bestimmten 
Einkommensschicht dürfen miteinander verglichen werden 
(horizontaler Vergleich mit Kinderlosen). 

Damit blenden die Verfassungs richter niedrige Einkom-
men als Hauptursache für Kinderarmut aus. Armutsbedro-
hung aufgrund niedriger Einkommen gehört nun einmal 
zu einer ständisch gegliederten Gesellschaft – auch zu einer 
neoliberalen kapitalistischen Gesellschaft. Das Unterhalts-
recht anerkennt soziale Ungleichheit und sieht daher bei 
Gleichheits überlegungen von sozialen Ungleichheiten wie 
Einkom mens- und Vermögens ungleichheiten ab. 

Steuerliche Familienförderung festigt die Macht von 
Männern in den Familien. Kaum öffentlich diskutiert wird, 
dass eine Anbindung der »Familien förderung« an den unter-
haltspflichtigen Steuerzahler auch die Verteilungs- und Macht-
frage zwischen Frau und Mann innerhalb der Familie betrifft. 
Die steuerliche Entlastung des unterhalts pflich tigen Steuer-
zahlers begünstigt innerfamiliär im Regelfall den Mann als 
(Haupt)-»Geld ver diener«. 

DIE MACHT DES MANNES

Im Falle der bürgerlichen Versorgungsehe leistet die nicht 
berufstätige Frau die Kinder betreuung und die Konsum-
arbeiten im »privaten« Haushalt weitgehend allein, erbringt 
also die lebens notwendigen wirt schaft lichen Leistungen der 
Versorgungs ökonomie. Steuer ermäßigungen für die Kinder 
erhöhen das vom Mann am Markt erarbeitete Ein kommen. So 
entsteht der Eindruck, dass nicht der Staat, genau genommen 
nicht die Gesamtheit der Steuer zahlerinnen und Steuer zahler 
die finan ziellen Mittel für den Kinderkostenausgleich zur Ver-
fügung stellen, der Mann scheint dieses Geld zu erarbeiten. 

In Fami lien, in denen die Frau und der Mann erwerbstätig 
sind, verdient im Regelfall der Mann mehr als die Frau. Die 
steuer liche Berück sichtigung der Kin der kosten in Form des 

WIE EIGENSTÄNDIG DARF FRAU SEIN? VON HELGA HIEDEN-SOMMER
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Familiensplittings oder des unterhaltsrechtlich begründeten 
steuerlichen Existenzminimum als Absetzbetrag wird daher 
ebenfalls vom Mann beansprucht. Die staatliche Ausgleichs-
zahlung ver wandelt sich in Geld, das der Mann erarbeitet hat. 
Familienförderung, die den  »unterhalts pflich tigen Steuerzah-
ler« ent lastet, festigt daher die Macht des Mannes innerhalb 
der Familie und führt zur stärkeren finanziellen Abhängigkeit 
der Frau vom Mann. 

Statt der von der Frau erbrachten Versor gungsleistungen 
für Kinder wird die Höhe des Ein kommens des Mannes zur 
Bezugsgröße für staatliche Ausgleichs zahlungen. Zugleich mit 
den gesellschaftlich notwendigen versorgungsökonomischen 
Leistungen geraten berufstätige und nicht berufstätige Haus-
frauen als Haupterbringerinnen dieser Leistungen aus dem 
Blickfeld. Der Blick wird auf den Hauptverdiener, den Haus-
haltsvorstand, und auf das Geld fixiert. Tatsache aber ist: Geld 
kocht nicht, wäscht nicht, betreut nicht, …   

Die Individualbesteuerung ergibt wegen des progressi-
ven Steuertarifs, der einen gewissen Ausgleich zwischen den 
marktgesteuerten, sehr ungleichen Einkommen herstellt, bei 
gleich hohem  »Haushaltseinkommen« und sonst vergleichba-
rer Familienzusammensetzung für  »Alleinverdienerhaushalte« 
eine höhere Steuerschuld als für Haushalte, in denen Mann 
und Frau erwerbstätig sind. Befürworter der am Unterhalts-
recht ansetzenden steuerlichen Familien förderung betonen 
das als Ungerechtigkeit. 

Sie übersehen jedoch, dass die erwerbstätige Hausfrau 
durch ihre berufliche Arbeit im Rahmen der gesellschaftli-
chen Arbeitsteilung auch einen direkten Beitrag zum gesamt-
gesellschaftlichen Wohlstand leistet. Da sie auch die  »privaten« 
Versorgungs arbeiten im Haushalt größtenteils macht, muss sie 
mehr arbeiten als eine nicht berufstätige Hausfrau. Zum Teil 
muss sie wegen der Doppelbelastung  Dienstleistungen zukau-
fen. Bei niedrigem Einkommen ist diese Arbeits erleichterung 
allerdings nicht möglich. 

Viele Menschen glauben, dass Verfassungsrichter, 
Universitäts professoren, Wirtschafts- und Sozialrechtsexper-
ten, Vertreter der Katholischen Kirche, ... außerhalb politischer 
Interessenauseinander setzungen stehen. Sie halten die von die-
sem Personenkreis vertretenen Auffassungen von Gleich heit 
und sozialer Gerechtigkeit für objektiv richtig und glauben, 
dass Wissenschaft, Recht und Religion mit Politik nichts zu 
tun haben. Ein Glaube, der auch der in der Politik wissenschaft 
gängigen Eingrenzung des Politischen auf das so genannte po-
litische System – Parlament, Regierung, Parteien – zugrunde 
liegt. 

Oft wird die politische Bedeutsamkeit von sozialwissen-
schaftlichen Kategorien und Begriffen für die Geschlechter-
ungleichheit und für soziale Ungleichheit übersehen. 
Interessen geleitete Sichtweisen, die in wissenschaftlichen Be-
griffen enthalten sind, wie dem auf die Marktwirtschaft einge-
engten Wirtschafts begriff oder der Begriff  »Alleinverdiener«, 
können durch ihre strukturelle wirtschaftliche und rechtliche 
Institutionalisierung zu kulturellen Selbstverständlichkeiten 
werden und als verborgene Mechanismen der Macht wirken. 

EIGENSTÄNDIGE ABSICHERUNG

In Verbindung mit den politikwissen schaftlichen Kategori-
en  »öffentlich – privat« bildet das irreführende Wirtschafts-
verständnis die Grundlage der unterhalts rechtlichen statt einer 
eigenständigen Absicherung von Ehefrauen. Im Rechts system 
ist die systematische Trennung von Privatrecht und öffentli-
chem Recht eine wichtige Abstimmung auf das kapitalistische 
Wirtschaftsverständnis. Von Bedeutung ist dabei der Haushalt 
als ökonomische Einheit der Mikroebene und die Normie-
rung der Ehe als privatrechtliche Einheit, als Einheit von Per-
sonen mit identischen Interessen, die die Frau mit dem Mann 
ökono misch und im sozialen Status gleich stellt. 

Der Unterschied zwischen einer eigen ständigen Existenz-
sicherung der Frau und der Existenz sicherung der Frau als  
»Angehörige« des Ehemannes durch Unterhalts ansprüche, die 
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von der Höhe seines Einkommens und Vermögens abhängen, 
scheint ohne Belang. Als kulturelle Selbst verständlichkeit ver-
bindet das privatrechtliche Unterhalts recht so lautlos soziale 
Ungleichheit und Geschlechter ungleichheit. 

AUSGEKLAMMERT

Der herrschende Wirtschaftsbegriff klammert die Versor-
gungsökonomie – private Betreuungs- und Konsumarbeiten 
– aus gesamtgesellschaftlichen, wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungen und aus wirtschafts wissenschaftlichen Kennzif-
fern wie dem Bruttoinlandsprodukt oder Wachstumsmaßen 
aus. Der auf Geld eingeengte Blick und die Sicht des Haus-
halts als individuell handelnde ökonomische Einheit lassen 
beim Feststellen der wirtschaftlichen Situation von Haushal-
ten die überwiegend von Frauen erbrachten Leistungen der 
Versorgungs ökonomie unsichtbar werden. 

Die von der gesamtgesellschaftlichen Einkommens- und 
Vermögensverteilung absehende, auf den Einzelhaushalt ge-
richtete Sicht wird in der Armuts forschung nach der Methode 
des Netto-Pro-Kopf-Einkommens durch Haushaltskatego-
rien unterstützt, die die Einkommenshöhe als entscheidend 
für Armutsgefährdung außer acht lassen. Haushalte werden 
nach Kinderzahl und Anzahl der Einkommen –  erwerbstä-
tige Hausfrau zwei Einkommen, nicht erwerbstätige Haus frau 
ein Einkommen –  zusammengefasst. Die Wechselwirkung mit 
der  Einkommenshöhe bleibt in beiden Fällen unberücksich-
tigt, etwa der Sachverhalt, dass Kinderarmut bei niedrigem 
oder unsicherem Einkommen der Eltern bereits bei einem 
oder zwei Kindern auftritt.

Die meisten Menschen kennen die institutionellen Rege-
lungen und die Zusammenhänge zwischen ihnen nicht. Im  
»Interesse der Familie« werden die  »steuerliche Entlastung der 
Familien«, die  »Beseitigung der Armutsgefährdung«, ein  »fa-
milienfreundliches Steuersystem« gefordert. Viele Menschen 
nehmen nur diese positiven Begriffe und Aussagen wahr. Dass 
die Durchführungsregelungen von Experten gezielt auf die 

bürgerliche  »Alleinverdienerfamilie« abgestimmt werden und 
andere Familienformen ausschließen, wird vielfach nicht er-
kannt. 

Das Steuersystem muss die eigenständige Existenzsiche-
rung von Frauen stärken. Die Individualbesteuerung muss 
bleiben. Jede Form der Haushaltsbesteuerung besteuert das 
Einkommen verheirateter, berufstätiger Frauen höher, näm-
lich beginnend mit der vom Einkommen des Hauptverdieners 
erreichten Tarifstufe. 

Die vorgeschlagenen Formen der Haushaltsbesteuerung, 
Familiensplitting und steuerliches Existenzminimum, bie-
ten beachtliche finanzielle Anreize für die Ehefrau, nicht er-
werbstätig zu sein. Angesichts der großen Arbeitsbelastung, die 
durch Beruf und gleichzeitige Versorgung von Kindern und 
Haushaltsarbeit entsteht, würden viele Frauen auf offizielle 
Erwerbs arbeit und eigenes Einkommen mit sozialrechtlicher 
Absicherung verzichten. Etliche dieser Frauen dürften bei Be-
darf das  »Haushaltseinkommen« durch Schattenarbeit aufbes-
sern. 

NICHT FORMELL ERWERBSTÄTIG

Auch Alleinverdienerabsetzbeträge gemeinsam mit beitrags-
freier Krankenkassen mitversicherung und unterhaltsrechtlich 
begründetem Anspruch auf 60 Prozent Hinterbliebenenpensi-
on motivieren bereits manche Frauen nicht formell erwerbs-
tätig zu sein. (Seit der ohne öffentliche Diskussion erfolgten 
Einführung der Partnerpension, die vom Haushaltseinkom-
men ausgeht, erhalten berufstätige Frauen in Abhängigkeit 
vom Einkommensunterschied zwischen den Ehepartnern 
zwischen 0 und 60 Prozent Witwenpension.)

Statt der unterhaltsrechtlichen ständischen Absicherung 
der Frau müssen ver stärkt die von Frauen geleisteten Versor-
gungsarbeiten Ansatzpunkt für staatliche Leistun gen an Fa-
milien sein. Johanna Dohnal hat als SPÖ-Frauenministerin 
entscheidend dazu beigetragen, dass bereits 1991 im § 2a des 

WIE EIGENSTÄNDIG DARF FRAU SEIN? VON HELGA HIEDEN-SOMMER
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Familienlastenausgleichsgesetzes festgelegt wurde, dass der An-
spruch des Elternteils auf Familienbeihilfe vorzieht, der den 
gemeinsamen Haushalt überwiegend führt. Das ist im Regel-
fall die Mutter. Leider wurde der Verzicht auf vorrangigen An-
spruch zugunsten des Vaters gesetzlich ermöglicht. 

Angesichts des seinerzeitigen massiven Widerstands sehe ich 
es als Erfolg an, dass im Februar 2008 bereits 805.942 Frauen 
(73 Prozent) und 294.297 Männer Fami lien beihilfe bezogen. 
Der Bezug durch den Vater sollte jedoch bei Gesetz nur bei 
Nach weis der Hauptverantwortung für den Haushalt möglich 
sein. Bei der erforderlichen individuellen Entscheidung jedes 
Ehepaares betrachten etliche die erforderliche Antragstellung 
durch die Mutter als Zeichen des Misstrauens gegenüber dem 
Partner; manche Frauen verzichten daher auf ihren vorrangi-
gen Anspruch, um das gute Familienklima zu erhalten.   

GUTE VORAUSSETZUNG

Damit die eigenständige Existenzsicherung von Frauen mit 
Kindern durch das Steuersystem gestärkt wird, muss die ge-
setzliche Regelung vorsehen, dass alle Geldleistungen für Kin-
der – direkte Transferleistungen wie die Familien beihilfe, der 
Kinderabsetzbetrag und das Kinderbetreuungsgeld, aber auch 
steuerliche Absetzbeträge, die jetzt dem unterhaltspflichtigen 
Hauptverdiener gewährt werden – an die Frauen ausbezahlt 
werden. Die ab 1. Juni 2008 vorgesehene allgemeine Auszah-
lung der Familienbeihilfe und des Kinderabsetzbetrages durch 
die Wohnsitzfinanzämter bildet dafür eine gute verwaltungs-
mäßige Voraussetzung. 

Um Kinderarmut zu bekämpfen müssen für alle zugäng-
liche Infrastrukturen (wie Bildungs- und Gesundheitssystem) 
und kindbezogene Leistungen wie Familienbeihilfe oder Kin-
derabsetzbetrag mit vollem Negativsteuerausgleich, also Fami-
lienförderungen, die alle bekommen, ausgebaut werden. Letz-
terer hätte gegen über der Familienbeihilfe buchhalterisch den 
Vorteil, dass er keine  »aus gaben seitige« Erhöhung ergibt, was 
für internationale Bewertungen der österrei chischen Budget-

politik nach neoliberalem kapitalistischen Maßstab ein Plus-
punkt wäre. Statt mehr familienpolitischen Ausgaben, gibt es 
dann weniger Steuereinnah men. Für die Familien macht es 
betragsmäßig auch keinen Unterschied. 

HELGA HIEDEN-SOMMER 

ist Sozialwissenschafterin und 

war Abgeordnete zum Nationalrat.

Anmerkungen: 
 
- Analysen und Kommentare zu angesprochenen Themen wie der Einfluss des 
kapitalistischen Produktivitätsverständnisses auf die Arbeitsbewertung, der Zu-
sammenhang von Wirtschaftskonzept und Familien förderung und Alterssiche-
rung von Frauen, die Berechnung des Netto-Pro-Kopf-Einkommens oder Ex-
perten als geheime Politiker finden sich in Helga Hieden-Sommer: Sozialstaat, 
neoliberales Wirtschaften und die Existenzsicherung von Frauen, Wien 2007.

- Als Kompromisse der widersprüchlichen Auffassungen in den 1980er und 
1990er Jahren wurden von den Koalitionsregierungen die Staffelung der Fa-
milienbeihilfe nach Alter und Kinder zahl, der mit der Kinderbeihilfe ohne 
Antrag ausbezahlte Kinderabsetzbetrag (50,90 Euro monatlich) und der 
Alleinverdiener absetzbetrag eingeführt. Der Alleinverdienerabsetzbetrag be-
trägt derzeit bei null Kindern 364 Euro, bei einem Kind 494 Euro, bei zwei 
Kindern 669 Euro; für jedes weitere Kind erhöht er sich um 220 Euro. Die Fa-
milienbeihilfe reicht von 105,40 Euro für ein Kind zwischen 0 und drei Jahren 
bis 187,70 Euro ab 19 Jahren; die Familienbeihilfe wird bis zur Vollendung des 
26. Lebensjahres gewährt, wenn sich das  »Kind« in Ausbildung befindet.
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n Zentralghana lebt das Volk der Ashanti. Gustav Jaho-
da, der bekannter Psychologe, beobachtete schon in den 
1950er Jahren, dass bei den Ashantis jedes Kind einen spi-
rituellen Namen erhält, der durch seinen Geburtstag be-

stimmt ist. Wer am Montag zur Welt kommt, wird als Kwadwo 
bezeichnet. Er gilt als ruhig, zurückhaltend und friedlich. Da-
gegen benehmen sich die Kwakus, die am Mittwoch geboren 
werden, traditionell schlecht. 

Jahoda stellte fest, dass diese frühzeitige Etikettierung er-
hebliche Auswirkungen auf das Selbstbild und das ganze 
Leben der Ashantis hat. In den Jugend- und Gerichtsakten 
Ghanas tauchen signifikant mehr Kwakus auf als Kwadwos. 
Offensichtlich hat die allgemeine Einschätzung und Prognose 
erheblichen Einfluss auf das tatsächliche Verhalten der Ashan-
tis: Ein drastisches Beispiel für self-fulfilling prophecies.

Jahoda hätte ähnliche Beobachtungen auch in Deutsch-
land und Österreich machen können. Wer in diesen Ländern 
in städtischen Akademikerfamilien aufwächst, hat seit vielen 
Jahrzehnten eine zweieinhalb bis viermal größere Chance, 
eine höhere Schule zu besuchen als Kinder aus sogenannten  
»bildungsfernen Schichten«. Das heißt, Bildung wird hier so-
zial  »vererbt«. 

Die Prognose, dass Kinder von Akademikern ( »Kwad-
wos«) in aller Regel studieren, trifft ebenso verlässlich zu, wie 
die Annahme, dass Arbeiter-Bauern-und Migrantenkinder ( 
»Kwakus«) am untersten Teil der Bildungspyramide hängen 
bleiben. Fazit: In Österreich maturieren 38 Prozent eines 
Jahrgangs, im OECD-Durchschnitt sind es 56; erwerben bei 

uns 20 Prozent einen akademischen Titel, so sind es in den 
OECD-Ländern 36. Das heißt: Wir vergeuden unsere Talente 
massenweise.

Dass eine solche Vergeudung auch sozial ungerecht ist, 
hat der chinesische Philosoph Konfuzius (Kong zi) schon vor 
2500 Jahren erkannt. Der Begründer der chinesischen Staats-
doktrin forderte bereits um 500 v.Chr., dass die Bildung eines 
Menschen nicht von seiner Herkunft bestimmt sein dürfe.

DER WUNSCH IST 160 JAHRE ALT 

Auch in Österreich ist diese Ansicht nicht neu. Als der Dekan 
der Wiener medizinischen Fakultät, Ernst von Feuchtersleben, 
1848 (liberaler) Unterstaatssekretär für  »öffentlichen Unter-
richt« wurde, forderte er umgehend eine Schule für alle 10- 
bis 14-jährigen, die er  »Progymnasium« nannte. Der Grund: 
Nur in solchen gemeinsamen Schulen könne es zu einer von 
Stand und Herkunft unabhängigen  »motivierenden Berufs-
wahl« kommen,  »weil die Anlagen des Einzelnen Gelegenheit 
hätten, sich für den einen oder anderen Beruf erkennbar zu 
entfalten«. Ab dem 14. Lebensjahr sollte allen wahlweise das 
Gymnasium, die Realschule, eine Fachschule oder der Eintritt 
ins  »bürgerliche Berufsleben« offenstehen.

Solche Rufe nach einer  »Einheitsschule«,  »Gesamtschule«, 
bzw.  »Schule für alle« für die 10- bis 14-jährigen (biswei-
len auch 13- oder 15-jährigen) hat es im 19. bzw. zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts im Abstand von 20 bis 30 Jahren immer 
wieder gegeben. Zunächst waren es liberale und nationale Bil-
dungspolitiker, die derartige Forderungen erhoben – aus un-
terschiedlichen Motiven. 

BILDUNGSREFORM 2008 VON BERND SCHILCHER

Bildungsreform 2008
BILDUNGSPOLITIK Um endlich wirkliche Informationen darüber zu bekommen, wohin die Bildungsreform von Bundes-
ministerin Claudia Schmied wirklich zielt, haben wir Bernd Schilcher gebeten, die Grundlagen der Reform zu skizzieren. Die 
Größe des Unterfangens rechtfertigt auch die Länge des Beitrages.

I



Die einen wünschten sich eine breite, alle Stände über-
greifende Grundlage für höhere Bildung im Staate, die den 
Zielen der Aufklärung entsprach; andere sahen darin die Mög-
lichkeit, die tatsächlichen Talente und Begabungen eines jeden 
Schülers zu erkennen und damit die Berufswahl zu rationali-
sieren. Doch gab es auch national-liberale Politiker, die sich 
durch solche gemeinsamen Schulen nur den sicheren Zugriff 
des Staates auf das gesamte Bildungswesen erhofften – ohne 
weiteren Einfluss der Kirche.

                           
DER VEREIN DER  »FREIEN SCHULEN«

Um die Jahrhundertwende übernahmen schließlich die Sozi-
aldemokraten das Ruder der Reformen, zumindest in Wien. 
Dort wurde im März 1905 der berühmte Verein der »Freien 
Schulen« gegründet, den der Philosoph Karl Popper später zu 
den wichtigsten Bildungseinrichtungen unseres Landes zählte.  
62 liberale Professoren und 17 Dozenten der Universität Wien 
wandten sich an alle  »Nichtklerikale ohne Unterschied der 
Parteirichtung«, denen sie eine Verbesserung des Unterrichts 
durch konsequente  »Individualisierung« versprachen. 

Tatsächlich saßen freilich schon im vorbereitenden Komitee 
des Vereins führende Sozialdemokraten, wie die Abgeordneten 
Karl Seitz und Engelbert Pernerstorfer. Als Sekretäre des Ver-
eins hatten die Sozialdemokraten Siegmund Kraus und Paul 
Speiser hintereinander bestimmenden Einfluss auf die Ziele 
der Politik der  »Freien Schulen« und vor allem auf ihre Um-
setzung. 

Aber erst 1916, mitten im Krieg, setzten sich die bürger-
lichen Liberalen Josef Enslein, Paul Freiherr von Hock und 
Julius Ofner mit den Sozialdemokraten Otto Glöckel, Ludo 
Hartmann, Karl Seitz und Paul Speiser zusammen, um ein um-
fassendes, gemeinsames Programm des Vereins  zu erarbeiten. 
Die Eckpunkte dieses Programms waren die Einheitsschule, 

die Trennung von Schule und Kirche, die Unentgeltlichkeit 
des Unterrichts und die Erziehung der Schüler zur Selbsttä-
tigkeit. Großer Wert wurde auch auf die handwerkliche Aus-
bildung gelegt (»Arbeitsschule«). 

Im Gegensatz zur deutschen Sozialdemokratie (»Mann-
heimer Leitsätze« 1906) vermied es Otto Glöckel, marxisti-
sche  »Überhöhungen« vorzunehmen, wie etwa die dezidierte 
Kampfansage an die – angeblich – bestehende  »Klassenerzie-
hung«. Dadurch bekam das Programm auch Zustimmung im 
Herrenhaus. 

Dort traten beispielsweise die Universitätsprofessoren Ri-
chard Ritter von Wettstein und Alois Höfler ganz ausdrücklich 
für die »angestrebte Einheitsschule, d.h. eine einheitliche Bil-
dungsschule… zum Zwecke einer sozialen Ausgleichung der 
sozialen Gegensätze« ein. Aber auch die damals schon  »glo-
bal« operierende Industrie konnte solchen Ideen einiges abge-
winnen. Umso mehr als Wien um die Jahrhundertwende eine 
pluralistische, multikulturelle Gesellschaft repräsentierte, deren 
Bevölkerung zu 55 Prozent(!) aus Zuwanderern bestand.

AB 1916 BEGINNT DER IDEOLOGISCHE KAMPF

Von August bis Oktober 1916 veröffentlichte schließlich Otto 
Glöckel wesentliche Teile des Kompromisses im Verein der  
»Freien Schulen« als sozialdemokratisches Bildungsprogramm 
in der  »Arbeiter-Zeitung«. Das war dann allerdings der Start-
schuss für eine nunmehr schon fast hundert Jahre dauernde 
ideologische Auseinandersetzung. Hier das sozialdemokra-
tische Wien – dort die christlich-sozialen bzw. ÖVP-domi-
nierten Bundesländer. Hier die Idee einer gemeinsame Schu-
le der 10- bis 14-jährigen, dort die alte Standesgliederung in 
Haupt- und Bürgerschulen für das  »gewöhnliche Volk« und 
in Gymnasien für die »besseren Leut«; weich umschrieben mit  
»gegliedertem Schulsystem«. 
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Es ist wahrscheinlich, dass das Unwahrscheinliche geschieht.

          (Aristoteles)
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Einmal noch flackerte das Feuer einer grundsätzlichen 
Reform auf. Unter dem Druck der der liberal-sozialdemo-
kratischen Schulkonzeption in Wien entschloss sich die Re-
gierung am 25. September 1917 zur öffentlichen Erklärung, 
die Bürgerschule  »durch Vermittlung eines der Unterstufe des 
Gymnasiums zwar nicht gleichartigen, aber gleichwertigen 
Wissens« umzugestalten. Die schwere Niederlage der Mon-
archie am Ende des ersten Weltkriegs und die Ausrufung der 
Republik haben die die Umsetzung dieser Ankündigung ver-
hindert.    

               
SCHON EINMAL SELEKTION MIT 14 JAHREN

Es fällt auf, dass Fragen der Bildungsgerechtigkeit immer nur 
in bestimmten gesellschaftlichen Kontexten auftreten. Das 
mögen soziale Umbrüche sein wie 1848, oder eine verstärkte 
Pluralisierung der Gesellschaft samt spürbarer Erhöhung der 
Multikulturalität, wie sie gegen Ende der Monarchie vor allem 
in Wien auftrat; förderlich sind auch Wohlstandsschübe, die 
ganz allgemein Fragen der Verteilungsgerechtigkeit aufwerfen 
und Globalisierungen der Wirtschaft, die oft Hand in Hand 
mit einer  »globalen Bildungsentwicklung« gehen und damit 
den Blick über den Zaun des eigenen Landes frei machen.  
Umgekehrt treten in stark gegliederten nationalen Standes-
gesellschaften mit staatskirchenähnlichen Verhältnissen Fragen 
der Gerechtigkeit viel seltener auf – es sei denn auf revoluti-
onäre Art. 

Am Beginn der Siebzigerjahre des vorigen Jahrhunderts 
sind gleich mehrere der genannten Elemente gleichzeitig vi-
rulent geworden. Die aufklärerisch-emanzipative Bewegung 
der  »Achtundsechziger«,  die einen ersten, spürbaren Indi-
vidualisierungsschub in der zweiten Republik brachte; der 
Höhepunkt des Wirtschaftswachstums, der zur optimistischen  
»Benya-Formel« (ver-)führte:  »Zukunft = Vergangenheit plus 
3 %« und die erste Zuwanderer-Welle in Gestalt der  »Gastar-

beiter« ( »I haß Kolaric, du haßt Kolaric – wieso sagens zu dir 
Tschusch?«)

 Es überrascht daher nicht, dass damals in allen Parteien 
Fragen des gerechten Zugangs zur höheren Bildung themati-
siert wurden und die Regierung Kreisky- Sinowatz  mit Zu-
stimmung der ÖVP Schulversuche für einzelne Formen der 
Gesamtschule durchführte. 

In der ÖVP bastelten 1973/74 unter der Leitung des ange-
sehenen oberösterreichischen Abgeordneten zum Nationalrat 
Josef Gruber eine Reihe von Nachwuchspolitkern am  »Plan 4 
zur Lebensqualität – Bildung«. Es waren vor allem Alois Mock, 
Wolfgang Schüssel, Fritz Neugebauer, Herbert Schambeck, 
Peter Mahringer, Kurt Jungwirth, Rupert Vierlinger und ich.

Schon 1967 hatte Hans Tuppy, nobelpreisverdächtiger Bio-
chemiker und nachmaliger Wissenschaftsminister, im Rahmen 
der von Bundeskanzler Klaus ins Leben gerufenen  »Aktion 
20 – Symbiose von Politik und Wissenschaft« die Forderung 
erhoben, den beträchtlichen  »Einfluss des gesellschaftlichen 
Milieus« auf den Zugang zur höheren Bildung drastisch zu 
verringern. Zudem machte er auf den unhaltbaren Zustand 
aufmerksam, dass die Gymnasien von der ersten bis zur ach-
ten Klasse mehr als die Hälfte ihrer Schüler verlieren würden. 
Dem müsse durch eine viel  »individuellere Betreuung der 
Schüler« entgegengewirkt werden. 

FÜR REGIONALE CHANCENGLEICHHEIT

Noch erheblich weiter sind wir beim  »Plan 4 Bildung« ge-
gangen. Zunächst wurde an Hand von steirischen und vor-
arlbergischen Schülerverlaufsstatistiken festgestellt, dass  »die 
Chancen der Schüler aus Kleinstgemeinden … 1:8 im Ver-
gleich mit den Bildungschancen von Schülern aus großstäd-
tischem Milieu (stünden), … den Übertritt von der 4. Volks-

BILDUNGSREFORM 2008 VON BERND SCHILCHER
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schulstufe in die 1. Klasse der AHS« zu schaffen. Diese soziale 
Ungerechtigkeit träfe nicht nur Bauernkinder, sondern auch 
Kinder von Arbeitern, Angestellten und Beamten ohne höhe-
re Bildungsabschlüsse«.

 Dagegen verlangten wir, dass  »die Schulen der 10- bis 
14-jährigen gerade im ländlichen Raum so organisiert werden 
(innere Differenzierung, Stütz- und Förderkurse, individuelle 
Beratung), dass bestehende Sackgassen ausgeschaltet werden… 
und der Umsteigebahnhof nach der 8. Schulstufe (14. Lebens-
jahr) als Zeitpunkt der Entscheidung für die spätere Bildungs- 
und Berufslaufbahn stärker im Bewusstsein verankert wird.« 
Also: Schullaufbahnentscheidung mit 14 statt mit 10 Jahren. 
Ein zumindest ansatzweises Plädoyer für eine gemeinsame 
Schule mit später Selektion, das immerhin durch einen Be-
schluss der Bundesparteileitung abgesegnet wurde.

SCHWERE FEHLER BEI SCHULVERSUCHEN

Bei den offiziellen Schulversuchen zur Gesamtschule wurden 
allerdings gravierende Fehler gemacht. Der erste war die äu-
ßere Differenzierung in drei Leistungsgruppen. Sie entspra-
chen vielfach den sozialen Schichten in den jeweiligen Kom-
munen und tendierten schon daher zur Permanenz: Einmal in 
der dritten Leistungsgruppe – immer in der dritten Leistungs-
gruppe. Abstiege möglich – Aufstiege kaum. 

An vielen Schulen wurden die Schüler aus Gründen der  
»gerechten Lehrerbeschäftigung« schon von Anfang an in 
gleich großer Anzahl auf die drei Leistungsgruppen aufgeteilt. 
Und schließlich durfte noch ganz allgemein gefragt werden, 
weshalb eine dritte Leistungsgruppe weniger diskriminierend 
wirken sollte als der zuvor heftigst gescholtene zweite Klas-
senzug. Der weitere, nicht minder gewichtige Fehler, war die 
kontinuierliche Absenkung des Leistungsniveaus. Da möglichst 
viele Schüler am Ende der Gesamtschule  »Gymnasialreife« 

erhalten sollten, wurden die entsprechenden Anforderungen 
dafür immer niedriger angesetzt. Die  »Schule für alle« sollte 
möglichst alle zur Matura und zum Hochschulstudium führen. 
Ein verhängnisvoller Irrtum. Tatsächlich wurde die Gesamt-
schule auf diese Weise diffamierbar: Genüsslich stellten AHS-
Gewerkschaft und Teile der ÖVP fest, dass die Einheitsschule 
solcherart immer mehr zu einem  »gleichmacherischen Ein-
heitsbrei« auf tiefem Niveau verkam. Der Ruf war ruiniert, 
das Interesse an der Bildungsgerechtigkeit sank in der Folge 
rapide ab.

Tatsächlich mussten wieder 30 Jahre in die Lande ziehen, 
bis Frau Ministerin Schmied die Gesamtschule in Gestalt der  
»Neuen Mittelschule« (NMS)  erneut aus der Taufe heben 
konnte. Freilich mit großen Geburtsschwierigkeiten bei be-
stimmten Teilen der ÖVP – zu denen ausgerechnet eine ganze 
Reihe einstiger Befürworter der Gesamtschule gehören, wie 
beispielsweise Vizekanzler Molterer,  Clubobmann Schüssel,  
der Gewerkschafter Neugebauer oder Jungwirth, ehemaliger 
Landeshauptmann-Stellvertreter in der Steiermark. Befragt 
nach den Gründen für diesen Wechsel meinen einige: Man 
wird doch wohl gescheiter werden dürfen.

Und dennoch: Die Verhältnisse haben sich nachhaltig ge-
ändert und die Zahl der Unterstützer deutlich vermehrt. Ge-
genwärtig sind praktisch alle Bildungswissenschafter für die 
NMS, weiters sämtliche Sozialpartner, angefangen von der 
Industrie und der Wirtschaftskammer über den ÖGB und die 
Arbeiterkammer bis hin zur Bauernvertetung. Dazu kommen 
die katholische und die evangelische Kirche sowie die SPÖ, 
die Grünen und ein Teil des BZÖ, namentlich Jörg Haider 
selbst. Auch bei den übrigen Länderpolitikern hat sich einiges 
gerührt. Der erste war der Steirer Hermann Schützenhöfer, 
der gegen die Linie der Bundespartei auftrat und die NMS 
akzeptierte. Andere sind mittlerweile gefolgt. 
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 Als ich im Juli und August des Vorjahres bei Vorarlbergs 
Landeshauptmann Sausgruber und seinem Schullandesrat 
Stemmer anklopfte, haben beide noch abgewunken; desglei-
chen Niederösterreich-Chef  Pröll und van Staa in Tirol. In-
zwischen stellt Vorarlberg die zweitgrößte Anzahl der Neuen 
Mittelschulen und sowohl Niederösterreich als auch Tirol ha-
ben ihre Bewerbungen für das nächste Schuljahr abgegeben. 
Wien und Salzburg werden folgen, so dass nur noch Oberös-
terreich unentschlossen scheint. Alles in allem ein gewaltiger 
Unterschied zu den Siebzigerjahren.

GESELLSCHAFTLICHE VERÄNDERUNGEN 

Doch haben sich natürlich auch die äußeren Umstände erheb-
lich verändert. So ist die österreichische Gesellschaft in den 
letzten 30 Jahren pluralistischer, internationaler und multikul-
tureller geworden. In Wissenschaft und Forschung, bei der In-
dustrie aber auch bei vielen kleinen Unternehmungen gibt es 
starke transnationale und globale Vernetzungen. Österreich hat 
seit Jahren eine Netto-Zuwanderung von 35.000 bis 45.000 
pro Jahr (ohne Asylwerber). Wir sind damit ein typisches Ein-
wanderungsland geworden. 

Viele Unternehmen sind auch sehr stolz auf ihre Ausländer. 
So beschäftigt das bekannte Chip-Werk in Unterpremstätten 
Mitarbeiter aus 28 Nationen. Frau Kircher–Kohl, Vorstands-
sprecherin von  »Infineon«, arbeitet mit 1200 Forschern aus 
48 Staaten. In den Kliniken und Spitälern steigt die Zahl der 
Ärzte mit Migrationshintergrund, ebenso an den Universitäten 
und Forschungsanstalten.  Gar nicht zu reden von Baufirmen, 
Gastronomie-Betrieben und Hotels, den Gärtnereien, Spedi-
tionen und Fuhrunternehmen. Nirgendwo sind Akademiker  
»unter sich«.  Vor allem in Führungspositionen müssen sie mit  
»allen« können: Mit den Angehörigen aller sozialen Schichten, 
aller Begabungen  und Kulturen, mit und ohne Behinderung. 

Auf diese Weise haben die Fähigkeiten des offenen aufein-
ander Zugehens, der möglichst vorurteilsfreien Kommunika-
tion und des toleranten Umgangs mit fremden Kulturen er-
heblich an Bedeutung gewonnen. Teamwork und solidarisches 
Verhalten spielen eine ebenso große Rolle wie die Konfliktfä-
higkeit und ein Sinn für Kompromisse. 

Dazu kommen persönlich Kompetenzen. Heute müssen 
Menschen im Beruf wie in der Familie und in der Freizeit 
selbständig handeln und entscheiden können. Man erwartet 
von ihnen, dass sie neue Informationen mit Verständnis für 
Zusammenhänge aufnehmen, eigene Vorstellungen entwi-
ckeln und kreativ mitarbeiten.

Die entscheidende Frage lautet: Wo nehmen sie das alles 
her? Wer bringt ihnen so etwas bei? Die Hoffnung auf die 
Familie ist auf weiten Strecken unrealistisch. Als ich zur Schule 
ging, waren etwa 15 Prozent der Mütter und 95 Prozent der 
Väter berufstätig.  Heute dürfte der Prozentsatz bei den Vätern 
gleichgeblieben sein – jener der Mütter ist auf 65 Prozent an-
gewachsen – Tendenz: steigend.

DIE SCHULEN TUN ES NICHT

Aber auch die Schulen tun es nicht – trotz des ausdrücklichen 
Auftrags im Gesetz.  Das lässt sich in Zahlen nachweisen: 33 
Prozent aller Schüler der Sekundarstufe II (14 bis 19 Jahre) 
wechseln bei uns zumindest einmal die Schule – weil sie nicht 
passt. Viele tun es mehrfach: Sie beginnen mit einer HTL und 
werden dort schon bald mit zahlreichen  »nicht genügend« 
eingedeckelt. Dann probieren sie es in einer Handelsschu-
le und landen schließlich in der Lehrlingsausbildung – oder 
beenden ihre Schullaufbahn überhaupt ohne Abschluss. (Das 
sind 10 Prozent der Einheimischen und 30 Prozent der Mig-
rantenkinder). Die Gründe dafür sind vielfältig.
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EINMALIG FRÜHE BERUFSENTSCHEIDUNG 

Es beginnt mit der im OECD-Bereich einmalig frühen Be-
rufsentscheidung mit neuneinhalb Jahren. (Nur Deutschland 
macht auch noch diesen Fehler). Da man in diesem Alter in 
aller Regel nicht wissen kann, welche Talente in einem Kind 
schlummern, erfolgt diese Entscheidung nach Herkunft und 
Prestige: Der Sohn eines Akademikers muss studieren – eben-
so wie die Tochter des sozialen Aufsteigers, die  »es einmal 
besser haben soll«. Also sitzen zunächst einmal zahllose Schüler 
schon von Anfang an in der falschen Schule. 

Viele von ihnen werden daraufhin spätesten bis zur dritten 
Klasse Gymnasium »ausgeschieden« (rund 25 Prozent).  Wei-
tere 25 bis 35 Prozent gehen nach der vierten Klasse (ach-
ten Schulstufe) ab. Da sie in der Unterstufe der AHS aber so 
gut wie keine Berufsvorbereitung erhalten, weil ja auch ihre 
Lehrer weder in ihrer Ausbildung an den Universitäten, noch 
danach irgend etwas über irgendwelche Berufe erfahren, 
kommen sie regelmäßig vollkommen orientierungslos in der 
Sekundarstufe II an. 

Dort erleben sie nicht nur höchst frustrierende  »Hinaus-
schmisse«, sondern kommen das System teuer zu stehen. Gar 
nicht zu reden von den drop outs, die nach einer US-amerkani-
schen Studie pro Kopf 450.000 Dollar kosten – an entgange-
nen Steuern, Kriminalitätskosten und Sozialhilfen.

WIE SOLL MAN TALENTE FÖRDERN?

Was heißt das? Nun nicht mehr und nicht weniger, dass man 
in der Sekundarstufe I die Begabungen und Talente der ein-
zelnen Schüler erst einmal entdeckt, die sodann gefördert und 
gefordert werden müssen. Im Stile einer Leistungsschule: Je-
der Schüler wird bis an die Grenzen seiner persönlichen Leis-
tungsfähigkeit herausgefordert. Das geht nur mit einer erheb-
lichen Vergrößerung und Verbesserung des Angebots. 

So fehlen heute Werkstätten, in denen die handwerklichen 
Begabungen der Schüler erprobt werden können, weiters na-
turwissenschaftliche Labors, wo man umfassend experimen-
tieren kann. Es muss Angebote zum Theaterspielen geben, für 
Musik und Tanz, für bildende Kunst und Literatur. Vor allem 
aber müssen Sport und Bewegung in viel größerem Umfang 
gewährleistet sein als heute. 

Das alles wiederum verlangt nach einer Ganztagsschule als 
Normschule – so wie wir sie schon von 1774 bis 1918 gehabt 
haben. Damals wurde sie von Otto Glöckel aufgehoben. 

In einer Ganztagsschule kann auch ausreichend wiederholt 
und vertieft werden, so dass die extrem hohen Nachhilfekos-
ten aufhören und das ebenso extreme Sitzenbleiben (40.000 
Wiederholungsprüflinge jedes Jahr) reduziert wird. 

Natürlich dürfen die oben erwähnten Zusatzangebote aber 
nicht wiederum als Freigegenstände oder Nebengegenstände 
eingestuft werden. So wichtig Deutsch und Lesen, Mathema-
tik und Latein sein mögen – auch Schauspieler und Regisseu-
re, Sportler und Literaten, Chemiker und Maler üben keine  
»Nebenberufe« aus – auch nicht im Vergleich zu Mathemati-
kern und Altphilologen. Gar nicht zu reden davon, dass auch 
heute 21 Prozent der 15- jährigen nicht sinnerfassend lesen 
können und sich dieser abenteuerliche Prozentsatz  erst in den 
letzten fünf Jahren verdoppelt hat. Und dies, obwohl es sich 
um einen  »Hauptgegenstand« handelt.

MITEINANDER LEBEN LERNEN

Vorbereitung auf das berufliche und gesellschaftliche Leben 
heißt aber auch, die dort notwendigen, oben erwähnten so-
zialen und persönlichen Fähigkeiten zu erwerben. Diese sind 
heute in den Schulen weitgehend unbekannt – und werden 
auch kaum irgendwo beurteilt.
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An der Spitze steht die Fähigkeit, miteinander leben zu 
lernen. Das geht nun einmal nur in einer Schule für alle, wel-
che die spätere Heterogenität, Pluralität und Multikulturalität 
der Gesellschaft und der Berufe vorweg nimmt. Diese Vielfalt 
ist auch unendlich bereichernd. Sie ermöglicht das, was man 
heute peer-learning nennt: Den Mitschüler als zweiten Lehrer.

Nur wo es Unterschiede in den Begabungen, in der Kul-
tur und in der Frage der Behinderung gibt, kann der jeweils 
Bessere oder Geschicktere dem andern helfen: Ich erklär Dir 
das Integrieren und Differenzieren – du zeigst mir dafür, wie 
man krault. Das ist gelebte Solidarität – die auch dem Roll-
stuhlfahrer oder dem Trisomie 21 Kind gegenüber gilt.

 
Wenn gegenwärtig von Werteerziehung und Ethikun-

terricht die Rede ist, so sind solche Vorhaben nur dann er-
folgreich, wenn man dazu Erfahrungen durch Praxis machen 
kann. Es hat keinen Sinn, über Werte und Ethiken nur zu hö-
ren – man muss beides leben. Etwa durch die Betreuung von 
alten Menschen und Behinderten, aber auch von ausgesetzten 
Tieren und den persönlichen Einsatz für die Umwelt.

DIE UNGLEICHE VERTEILUNG                                                 

Alles das geschieht gegenwärtig nicht – oder nur höchst unge-
nügend. So werden im Augenblick österreichweit 50 Prozent 
aller Schüler mit special needs in Normalschulen unterrichtet.  
(In der Steiermark sind es 86 Prozent). Doch befinden sich 
99,05 Prozent in Hauptschulen und lediglich 0,05  in Gymna-
sien. Ähnliches gilt für die Inklusion von Migrantenkindern.

In Österreich leben derzeit rund 1,65 Millionen Men-
schen mit Migrationshintergrund. Das sind 17 Prozent der 
Bevölkerung.  Sie haben rund 300.000 schulpflichtige Kinder. 
Schon der Beschulungsgrad ist erschreckend: 60 Prozent statt 
der 92 Prozent bei den Inländern. Der Anteil der Migranten-

kinder in der Hauptschule beträgt in der Regel das Vierfache 
von jenem in der AHS.

 
INKLUSION VON MIGRANTENKINDERN

Wie alle bisherigen PISA-Studien gezeigt haben, liegen die 
Immigrantenkinder im Schnitt eineinhalb Jahre hinter den 
einheimischen. Bei der zweiten Generation sind es sogar volle 
zwei Jahre. Das ist ein besonderes Phänomen. Alte Einwan-
derungsländer wie Australien, Neuseeland oder Kanada schaf-
fen es, dass die zweite Generation dieselben Schulleistungen 
aufweist wie die einheimischen Schüler. Alle übrigen euro-
päischen Länder können zumindest eine Verbesserung der 
schulischen Leistungen gegenüber der ersten Generation 
nachweisen. Lediglich Deutschland und Österreich gelingt 
eine Verschlechterung. 

Der Grund ist einfach: Beide Länder haben bis heute 
nicht zur Kenntnis genommen, dass sie Einwanderungsländer 
sind und es daher unterlassen, klare Regeln und eine eben-
so eindeutige Verwaltungsroutine zu entwickeln. Dazu gehört 
für die zweite Generation der Migranten,  dass von Anfang 
an ausreichender Muttersprachenunterricht angeboten wird. 
Am besten schon im Kindergarten, der für Migrantenfami-
lien freilich meist unerschwinglich ist. Denn bei uns zahlen 
Eltern im Kindergarten 32 Prozent der Kosten – während die 
Zuzahlung bei den Universitäten nur sechs Prozent beträgt. 
Eine verkehrte Welt – weil alles, was früh geschieht doppelt 
so wirksam ist.

Dieser frühe Muttersprachenunterricht ist daher auch für 
die zweite Generation der Migranten enorm wichtig. Denn 
während die erste Generation die Muttersprache noch richtig 
gelernt hat, kennt die zweite Generation diese Sprache nur im  
»Oma-Code«, also als eine von der Großmutter lediglich  ge-
sprochene Sprache. Wer aber die Struktur seiner Mutterspra-
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che nicht beherrscht, ist auch nicht in der Lage, Deutsch zu 
lernen.

Neben den strukturellen und organisatorischen Problemen 
unseres  »gegliederten Schulsystems« sind es aber auch Fra-
gen der Lehrerausbildung, die uns treffen. Solange Lehrer nur 
den Platz vor dem Katheder mit jenem hinter dem Katheder 
wechseln und weiterhin keine Ahnung haben, was außerhalb 
der Schulen vor sich geht, werden sie weder eine Berufsori-
entierung zustande bringen, noch die notwendigen soft skills, 
die wir oben erwähnt haben, vermitteln können. Das bedeu-
tet aber, dass Lehrer schon während ihrer Ausbildung andere 
Berufe kennen lernen – oder zumindest im Zuge ihrer Fort-
und Weiterbildung in Betrieben, Behörden und Anstalten tätig 
sein müssen.

 Dasselbe gilt übrigens auch für die Universitätslehrer. Wa-
ren früher viele Professoren zugleich  Praktiker – so wie das 
gegenwärtig noch in der Medizin und Technik, in den Kunst-
und Musikhochschulen der Fall ist, so verlaufen die heutigen 
akademischen Karrieren in aller Regel rein theoretisch: Vom 
Studienassistenten, der selbst noch studiert, über den Hoch-
schulassistenten, den habilitierten Assistenzprofessor bis hin 
zum berufenen Vollprofessor. 

Wie soll man von ihm verlangen, dass er eine« wissenschaft-
liche Berufsvorbildung und Qualifizierung für berufliche 
Tätigkeiten« (§ 3 Zif.3 Universitätsgesetz 2002)  vornimmt, 
wenn er grundsätzlich mit Berufen und beruflichen Tätig-
keiten überhaupt nie in Berührung kommt?  Außerdem fehlt  
vielen Professoren das, was man heute »emotionale Intelli-
genz« nennt. Sie gleichen jenem Dr. Peter Kien aus Canettis  
»Blendung«, der als Wissenschafter ein Übermensch ist, der 
aber Gelehrsamkeit um ihrer selbst willen betreibt und keinen 
Sinn für die Praxis besitzt.

DER SCHWERE UMSTIEG

Hinzu kommt eine weitere Schwierigkeit. Noch bis vor kur-
zer Zeit waren sich alle einig, dass Lehrer in erster Linie Wissen 
vermitteln sollen. Wie es dem deutschen Idealismus entspricht, 
der seinen langen Arm auch noch heute in alle Schulen streckt, 
war schon die Anwendung dieses Wissens uninteressant. (Ein 
Grund, weshalb sich unsere Schüler mit den PISA-Aufgaben 
schwer tun). Entscheidend ist  nur die Idee – nicht aber deren 
praktischer Nutzen. 

Gerät diese Auffassung mit dem Nürnberger Trichter in 
Berührung und womöglich auch noch mit der preußischen   
»Gehorsamsdoktrin« des Friedrich Diesterweg, der diesen Ge-
horsam zur  »Kardinaltugend des Kindes« erhoben hat, dann 
führt das zum Eintrichtern enzyklopädischen Wissens in die 
Gehirne der Schüler.  »Ich habe«, sagte erst unlängst ein Ma-
turant,  »acht Jahre lang Antworten auf Fragen erhalten, die ich 
nie gestellt habe«. Solche Antworten vergisst man leicht, zumal 
sie heute im Fall des Falles ganz rasch vom Internet herunter-
geladen werden können. 

Daher ist es nunmehr das Lösen von Problemen zur 
Hauptaufgabe der Schule geworden. Das entspricht der Auf-
fassung Karl Poppers wie auch der vieler Pragmatiker. Auch 
das schon erwähnte Universitätsgesetz 2002 verlangt in sei-
nem ersten Paragrafen, dass die Universitäten dazu beitragen 
sollten,  »die Probleme des Menschen zu lösen«. Dafür ist es 
freilich wieder erforderlich, dass man die Probleme der Men-
schen kennt. Nicht zuletzt auch jener Menschen, die einem als 
Lehrer unmittelbar anvertraut sind – also der Schüler. 

Nur dann kann man ihr Interesse und ihre Neugier we-
cken. Einmal schon dafür, das jeweilige Problem festzulegen 
und zu isolieren, um dann nach passenden Lösungen zu su-
chen. Dabei sollte der Lehrer nur als Moderator fungieren, 
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der Hilfsmittel auf dem Weg zu Lösungen benennt, mitwirkt,  
Strategien zu entwickeln und zu Alternativen anregt. Das 
Meiste freilich sollten die Schüler selbständig und selbsttätig 
entwickeln.

PREUSSISCH-THERESIANISCH

Gerade für das Letztere ist die Zusammenschau von Gegen-
ständen nötig, aber auch die Auflösung der üblichen 50-Mi-
nuten-Stunden, die ein Erbe der preußisch-theresianischen 
Militärschule sind.  Von der jährlichen Aushebung der Schul- 
und Wehrpflichtigen im Herbst, über die Kompaniestärke 
einer Klasse (100 bis 120 Schüler) bis hin zum einstündigen  
»Exerzieren«, wobei jeweils zehn Minuten fürs Austreten und 
Rauchen abgezogen wurden, erweist sich die  »moderne« 
Schule als getreue Kopie des Kasernenlebens. Es wäre hoch an 
der Zeit, sich davon zu lösen.

Dasselbe gilt für die Leistungsbeurteilung. Bei 100 bis 
120 Schülern bestehen Prüfungen in der Feststellung von – 
hauptsächlich sichtbaren und leicht überprüfbaren –  Fehlern. 
Dem fehlenden Blusenknopf beim Soldaten, seiner Unfähig-
keit  »im Schritt« zu marschieren oder richtig zu singen, ent-
spricht beim Schüler, dass er nicht gewaschen und gekämmt 
ist, ebenfalls falsch singt, schlecht liest und nicht weiß, wie viel 
acht mal acht ist. Solche Fehler ziehen Bestrafungen nach sich:  
Vom »anprangern« über Buße und Reue bis zur Strafarbeit. 
Fehler dienen bei uns daher nicht dem Lernen, sondern füh-
ren zu Sanktionen.

Gleichzeitig  erzieht diese Fehlerkultur zu einer Prü-
fungspraxis, die den Schüler oder Studenten überführt, etwas 
nicht zu können. Wie oft habe ich gehört: »Ich sehe schon, 
das kannst du, gehen wir weiter …« – nämlich dorthin, wo du 
vermutlich nichts kannst !

DER UNVERWÜSTLICHE GAUSS

Bleibt noch ein Wort zur Notengebung. Sie beruht heute 
immer noch auf der klassenbezogenen Bildung eines fiktiven 
Durchschnitts, der etwa für 50 bis 60 Prozent gilt und mit 
befriedigend bis  »gutem genügend« beurteilt wird. 15 bis 20 
Prozent liegen dann darüber,  25 bis 30 Prozent darunter. Das 
entspricht im Wesentlichen der Gauß´schen Normalvertei-
lung.  Als vergleichbare Leistungbeurteilung ist diese Form der 
Notengebung vollkommen unbrauchbar. Sie bezieht sich ja 
explizit nur auf eine bestimmte Klasse mit bestimmten Schü-
lern. 

Mit Recht lehnen es daher die Universitäten ab, solche 
Noten als Grundlage der Studierfähigkeit anzunehmen. Und 
auch Unternehmen halten sich nur an die Extremwerte:  »lau-
ter Einser« oder  »lauter genügend«.  Weitaus befriedigender, 
wenn auch aufwendiger für den Lehrer ist die individuelle 
Verlaufsbeurteilung. Mit welchen Stand der Kenntnisse und 
Fertigkeiten ist der Schüler zu mir gekommen, was wurde in 
einem Jahr erreicht und was hätte erreicht werden können. 
Und vor allem: Was werden wir in Zukunft tun?

HOFFNUNG BESTEHT – NOCH

Wenn sich die Neue Mittelschule aller dieser Probleme an-
nimmt, hat sie alle Hände voll zu tun. Und dabei sind das noch 
längst nicht alle offenen Fragen einer Bildungsreform 2008. 
Die tiefgehenden ideologischen Gegensätze im österreichi-
schen Bildungswesen haben gemeinsam mit der Selbstbindung 
der Parteien durch das Erfordernis der Zweidrittel-Mehrheit 
für alle wichtigen Vorhaben jede ernsthafte Erneuerung ver-
hindert. Jahrzehnte hindurch. Also sind unsere Strukturen und 
Organisationsformen heute alt, starr und wenig schülerfreund-
lich. Daran würden sich selbst die besten Länder der Welt die 
Zähne ausbeißen.
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Immer wieder war bei uns von Reformen die Rede – ge-
schehen ist nichts, außer ein Paar Reförmchen. In Zeiten der 
globalen Bildung ist aber Reformresistenz in splendid isolation 
eines Landes  eine tödliche Strategie. Rund um uns herum 
werden andere Länder immer besser. Dazu gehören nun schon 
China, Indien, Vietnam und Korea. 

Wenn Aristoteles recht hat, dass selbst der Eintritt des Un-
wahrscheinlichen wahrscheinlich ist, besteht noch Hoffnung. 
Allerdings nicht mehr lange.

UNIV. PROF. DR. BERND SCHILCHER

ist Vorsitzender der Schulreformkommission

im BM für Unterrricht, Kunst und Kultur.
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SACHBÜCHER

Religion, Kreisky & Haider
Elie Barnavi 
MÖRDERISCHE RELIGION

Religion oder Freiheit – auf diese Kurz-
formel könnte man den Grundtenor 
dieser Streitschrift  bringen. Die Rück-
kehr der Religion vor allem in ihren 
fundamentalistischen Ausprägungen stelle 
demokratische Werte nicht nur in Frage, 

er bedrohe sie. Der totalitäre religiöse Fundamentalismus sei 
die Verneinung der Aufklärung, der mit aller Entschiedenheit 
zurückgewiesen werden muss. 
Ullstein, 18,60 Euro

Roméo Dallaire 
HANDSCHLAG MIT DEM TEUFEL

Dieser erschütternde Bericht über den 
Völkermord in Ruanda ist jetzt als Paper-
back erschienen.  Der kanadische General 
Dallaire übernahm 1993 die UNO-Frie-
densmission in Ruanda. Er konnte nur 
tatenlos zusehen, wie Ruanda zu einem 

massenmörderischen Tollhaus wurde. „Eines der traurigsten 
Bücher, die ich je gelesen habe und einer der herzzerreißends-
ten Augenzeugenberichte“ urteilt ein Kritiker. 
Zweitausendeins, 17,60 Euro

Samo Kobenter & Peter Plener (Hg.)
SEITENWECHSEL

Dieses Buch soll keine Fußballhistorie 
im üblichen Sinn bieten, keine metaphy-
sischen Erklärungsmuster favorisieren, 
sondern vielmehr von der Liebe zum und 
am Spiel selbst sprechen. Dabei geht es 
auch darum, die Möglichkeiten auszu-
loten, inwieweit sich vom Spiel Fußball 

überhaupt sprechen und schreiben lässt, welche Schwierigkei-
ten sich bei derartigen Unternehmungen in den Weg stellen. 
Bohmann, 9,90 Euro

Fritz Keller 
WIEN, MAI `68

1968 war eine Zeit des Umbruchs auch 
in Wien. War es aber nur einen heiße 
Viertelstunde? Warum blieb die Neue 
Linke in Österreich so schwach und 
welchen Einfluss hatte der künstlerische 
Underground? Wie kam es zur „Le-

ninisierung“ großer Teile der Studentenbewegung? Gibt es 
Verbindungen zwischen der Studentenrevolte und den neuen 
sozialen Bewegungen?  
Mandelbaum, 19,90 Euro

Anton Pelinka u.a.
KREISKY - HAIDER

Bruno Kreisky und Jörg Haider - Identi-
tätskonzepte, die unterschiedlicher nicht 
sein könnten. Anton Pelinka, Hubert 
Sickinger und Karin Stögner machen 
sich anhand dieser beiden Fallstudien auf 
die Suche nach dem Verhältnis zwischen 

österreichischen Identitäten und Österreichs unaufgearbei-
teter Vergangenheit, wo sich die Wiederkehr der verdrängten 
Schuld als Ressentiment manifestiert.   
Braumüller, 24,90 Euro

Max H. Friedrich
LEBENSRAUM SCHULE 

Die gesellschaftlichen Veränderungen ver-
langen ein grundsätzliches Neu-Denken 
der Schule, eine Änderung ihrer Grund-
struktur. Der bekannte Kinderpsychiater 
Max H. Friedrich gibt Antwort auf die 
wichtigsten Fragen, die eine Reform mit 

sich bringt: Wie sieht eine kindgerechte Schule aus? Welche 
Bedürfnisse haben Eltern? Was macht den idealen Lehrer aus? 
Wie sieht ein optimaler Unterricht aus?  
Ueberreuter, 17,95 Euro
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Alaska, Wien & die Welt
Michael Chabon DIE VEREINI-
GUNG JIDDISCHER POLIZISTEN

Pulitzer Preisträger Michael Chabons 
neuer Roman spielt in einer Parallelwelt 
in Alaska. Hier leben die Überleben-
den des Holocausts, nachdem es 1948 
nicht zur Gründung Israels gekommen 
war. Hier versucht der Romanheld, ein 
Detektiv, seiner kriminalistischen Arbeit 

nachzugehen. Der Erfindungsgeist und die Erzähllust Chabons 
sind überbordend, aber vielleicht wäre weniger mehr gewesen. 
Kiepenheuer & Witsch, 20,60 Euro

Thomas Pynchon
GEGEN DEN TAG

Er wurde schon sehnlichst erwartet wor-
den, der neue Pynchon. Endlich liegt er 
auch in der deutschen Übersetzung vor. 
Und: Man liest und liest und liest. Pyn-
chon bietet ein realistisch-unrealistisches 
fantastisches Panorama der Jahre zwischen 
der Weltausstellung 1893 und dem Ende 

des Ersten Weltkriegs, das unter anderen in Colorado, New 
York, London, Göttingen, Venedig und in Wien spielt. 
Rowohlt, 30,80 Euro

Bruno Schulz
DIE ZIMTLÄDEN

Das Hauptwerk eines der großen polni-
schen Erzähler des 20. Jahrhunderts liegt 
in einer neuen, ausgezeichneten Überset-
zung vor. Es erzählt von der versunkenen 
Welt des Schtetls in Galizien: der ver-
schrobene Vater und seine böse Gegen-
spielerin Adela, verwunschene Gärten 

und modrige Hauseingänge, überraschend entdeckte Zimmer 
hinter vernagelten Türen, wo die Tapeten zu leben anfangen.
Hanser, 22,10 Euro

Thomas Raab

DER METZGER SIEHT ROT

Thomas Raab ist Wiener Songwriter, 
der auch Kriminalromane schreibt, die 
sich  – zu Recht – wachsender Beliebt-
heit erfreuen. Sein Amateurdetektiv heißt 
Willibald Adrian Metzger, ist im Haupt-
beruf Restaurator und in seinem zweiten 
Fall schon ziemlich professionell, krimi-

naltechnisch gesprochen, unterwegs. Der kauzige Metzger – 
einer neuer Star am Himmel der Krimiliteratur? 
Leykam, 19,40 Euro

Michael Stavaric 

STILLBORN

Die Geschichte einer Frau so verletzlich 
wie stark, so intelligent wie berechnend. 
Elisa hat eine Leidenschaft: leere Woh-
nungen. Dass sie Maklerin ist, kommt ihr 
nur bedingt entgegen, muss sie sich doch 
tagsüber damit beschäftigen, Menschen 
zu suchen, die ihre Wohnungen füllen. 

Bis eine Wohnung nach der anderen von einem Brandstifter 
heimgesucht wird und in Flammen aufgeht.
Residenz, 15,90 Euro

Catalin D. Florescu 
ZAIRA

Catalin Dorian Florescu erzählt von Zaira 
und einer Jahrhundertreise von Osteu-
ropa bis nach Amerika. Zaira wächst auf 
einem rumänischen Gutshof unter der 
Obhut ihrer stolzen Großmutter und 
ihres Cousins Zizi auf. Um sie über ihre 
Einsamkeit hinwegzutrösten, spielt er für 

sie Theater, das sie begeistert und ihr Lebensinhalt wird. Es ist 
auch die Geschichte einer unmöglichen Liebe.
C. H. Beck, 20,50 Euro

Alle Bücher sind auch in der Buchhandlung Löwelstraße
(1014 Wien, Löwelstraße 18; buchhandlung@spoe.at) erhältlich.
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SCHLUSSWORT   VON PETER ROSNER

om Bundeskanzler ist die nächste Steuerreform auf 
die Tagesordnung gesetzt worden. Sie soll wohl so-
zialdemokratischen Vorstellungen entsprechen, auch 
wenn nicht zu erwarten ist, dass sie nur diesen Zielen 

dienen wird. Die SPÖ bildet ja keine Alleinregierung. Jeden-
falls verlangt sie, dass die Empfänger niedriger und mittlerer 
Einkommen besonders begünstigt werden müssen. Also muss 
vor allem der Tarif im unteren Bereich der Einkommen ge-
senkt werden. Die ÖVP hat nichts dagegen, dass auch in die-
sem Bereich die Steuern gesenkt werden, verlangt aber, dass 
der Beginn des höchsten Steuersatzes deutlich hinaufgesetzt 
wird.

Wenn man von mittleren Einkommen spricht, so könnte 
man meinen, dass die unteren 50 Prozent begünstigt werden 
sollen. Das ist offensichtlich nicht gemeint. Die SPÖ spricht 
von Einkommen bis 4000 Euro pro Monat. Fast alle Frauen 
und 80 Prozent der Männer haben niedrigere Einkommen. 
Der ÖVP, die konsequenter ist und vom Mittelstand spricht, 
ist es ein Anliegen, dass alle bis auf die Reichsten deutliche 
Vorteile aus der Reform haben.  

Es bestehen gute Chancen, dass beide Forderungen ver-
wirklicht werden. In diesem Fall werden sogar die höchsten 
Einkommen von der Senkung der Einkommensteuer begüns-
tigt. Ohne begleitende Maßnahmen werden die absolut größ-
te Erleichterung  diejenigen haben, deren Einkommen über 
der neuen Schwelle für den höchsten Steuersatz liegen wird, 
also sehr gut verdienende Personen. Die größte prozentuelle 
Steuersenkung dürfte ebenfalls im oberen Bereich der Ein-
kommen liegen. Wenn es nicht gelingt, Elemente der negati-
ven Einkommensteuer auszubauen, dann sind die Empfänger 
sehr niedriger Einkommen die einzigen, die nicht von der 
Steuerreform begünstigt werden.

  Es geht also nicht um eine Steuerreform im eigentlichen 
Sinn – die einen, weil ärmer, sollen weniger Steuern zahlen 
und die anderen eben mehr. Es handelt sich um eine Steu-
ersenkung. Da ist nicht notwendigerweise schlecht. Steuer-
senkungen müssen aber zu Ausgabensenkungen führen. Eine 
Erhöhung des Budgetdefizits kann nur eine vorübergehende 
Lösung sein. 

Vielleicht gibt es Pläne für Ausgabenkürzungen, die sozi-
aldemokratischen Zielen entsprechen. Vorgebracht wurden sie 
jedenfalls nicht. Hingegen werden gerade von Politikern der 
SPÖ häufig zusätzliche Leistungen gefordert – Gesundheits-
wesen, Pflege, Bildung, Forschung, Armutsbekämpfung.  All 
das soll ausgebaut werden. Damit ist die SPÖ in den Wahl-
kampf gezogen und diese Forderungen entsprechen auch ih-
ren Traditionen. Natürlich ist nicht zu erwarten gewesen, dass 
alle Wünsche erfüllt werden können. Das wäre auch nicht ge-
gangen, wenn die SPÖ 51 Prozent der Stimmen hätte und 
allein regieren könnte. Kompromisse wären wohl notwendig 
gewesen – mit der wirtschaftlichen Realität nämlich.

 
Die SPÖ spricht von einer Gegenfinanzierung durch eine 

Vermögenszuwachssteuer. Diese sollte die reicheren Personen 
treffen. Abgesehen davon, dass diese Steuer nur einen klei-
nen Teil der verloren gegangenen Steuern einbringen würde, 
besteht die Gefahr, dass die vielen von der ÖVP geforderten 
Ausnahmen wegen damit entstehender Ungleichheit zu ei-
ner Aufhebung durch den Verfassungsgerichtshof führen wer-
den. Auch die Erbschaftssteuer wurde aus diesem Grund vom 
Verfassungsgerichtshof verworfen. Es wäre jedenfalls günstig 
zu erklären, dass die SPÖ weiterhin zu einem Ausbau in die-
sen Bereichen steht und damit Grenzen für den Wunsch nach 
Steuersenkungen gesetzt sind. 

V
Steuerreform
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